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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Gemäß § 3 der Geschäftsordnung, die 

sich die deutschen Vertreter in der Be- 
ratenden Versammlung des Europarats 
am 31. Mai 1951 einstimmig gegeben haben, 
erstattet hiermit der Unterzeichnete im Be- 
nehmen mit den übrigen Vertretern als ihr 
Sprecher nachstehend einen schriftlichen 
Tatsachenbericht über die Frühjahrstagung 
vom 5. bis 15, Mai 1951 und die Tätigkeit 
der deutschen Vertreter. Auftragsgemäß bitte 
ich, diesen Bericht den Mitgliedern des Deut- 
schen Bundestages zur Kenntnis zu bringen. 

Die vorerwähnte Geschäftsordnung ist als 
Anlage beigefügt. 

A, Sekretariat 

Auf Grund der bei den August- und Novem - 
ber-Tagungen 1950 gesammelten Erfahrun- 
gen wurde das Sekretariat in folgender Be 
Setzung auf gestellt: 

1 Leiter 

1 Verwaltungsbeamter 
1 Kassenbeamter 
3 Dolmetscher und Übersetzer 
5 Schreibkräfte 
1 Kraftfahrer. 

Außerdem wurden von den verschiedenen 
politischen Gruppen aus amtlichen Mitteln 
auf Grund gemeinsamen Beschlusses noch 4 
weitere Schreibkräfte mit besonderer fremd- 
sprachlicher Befähigung beschäftigt. 

In Erledigung ihrer Aufgaben mußten einige 
Angehörige des Sekretariats bis zu 8 Tagen 
vor Beginn und bis zu 5 Tagen nach Schluß 
der Sitzungen in Straßburg anwesend sein. 
Zusammensetzung, Organisation und Ar- 
beitsweise des Sekretariats haben sich gut be- 
währt. 


Die Gesamtkosten für diesen ersten Teil der 
3. Sitzungsperiode (12 Sitzungstage mit 17 
Voll-SItzungen) betrugen 52 030,71 DM. 
Dieser Betrag entspricht dem auch im 
August und im November 1950 pro 
Sitzungstag gezahlten Durchschnittssatz. 
Mehrausgaben sind lediglich für Mieten — 
das französische Mietgesetz sieht bis 1953 
jährlich eine 20 ^/oige Mieterhöhung vor — 
und für die Beschäftigung eines besonders 
qualifizierten Konferenzdolmetschers ent- 
standen. 

B, Die Deutschen Vertreter 

Da den 17 Voll-SItzungen mehrere Aus- 
schuß-Sitzungen vorangingen, erfolgte die 
Einzelanreise bereits ab 2. Mai. Die deut- 
schen Vertreter waren am 6. Mai bis auf eine 
Ausnahme vollzählig anwesend. Die Tatsache 
dieser geschlossenen Anwesenheit Im Gegen- 
satz zu fast allen anderen Delegationen wurde 
beim Generalsekretariat besonders günstig 
vermerkt. 

In gemeinsamer Sitzung der deutschen Ver- 
treter am 6. Mai wurde der Unterzeichnete 
gebeten, auch weiterhin die Aufgaben des 
Sprechers wahrzunehmen. Neben der Be- 
nennung der deutschen Mitglieder für die 
Ausschüsse wurde beschlossen, nach jeder 
Plenar-Sitzung eine Presse-Konferenz abzu- 
halten, eine Maßnahme, die von der inter- 
nationalen Presse dankbar begrüßt wurde. 
Der Unterzeichnete wurde als ihr Leiter und 
der Abgeordnete Dr. Lütkens als sein Stell- 
vertreter bestellt. 

Die einzelnen politischen Gruppen haben 
sich während der Tagung laufend zu Be- 
sprechungen zusammengefunden, auf denen 
die Tagesfragen besprochen wurden. 
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Mit tiefem Bedauern ist zu berichten, daß 
unser Kollege, Herr Abg. Ernst Roth, 
während seiner Rede zur Saar-Frage am 12, 
Juni einen Gehirnschlag erlitt, dem er zwei 
Tage später leider erlegen ist. Zu seinem Tod 
sandten uns fast alle Delegationen herzlich 
gehaltene Beileidsschreiben, zu denen der 
Unterzeichnete den Dank erstattete. In der 
Voll-Sitzung sprach Abg, Dr, Mommcr 
Worte des Dankes zu dem Nachruf für den 
verstorbenen Kollegen, Das Sekretariat war 
durch die erforderlichen kassentechnischen 
und fürsorgerischen Maßnahmen, insbeson- 
dere hinsichtlich der noch nicht wieder 
zwischenstaatlich geregelten Rückführung 
nach Deutschland, vor eine besondere Auf- 
gabe gestellt. 

Von größeren gesellschaftlichen Empfängen 
wurde auch dieses Mal abgesehen. Lediglich 
in zwei Einzelfällen wurde von einigen Ver- 
tretern je ein Frühstück für ausländisdie 
Kollegen gegeben. 

C. Verlauf der Tagung 

Die dritte Sitzungsperiode wurde am 5. Mai 
1951 um 15 Uhr durch den Alterspräsiden- 
ten, den italienischen Abgeordneten Boggiano 
Picco, eröffnet. Nach der Wahl der Mit- 
glieder des Wahlprüfungsausschusses, dem 
von deutscher Seite die Abgeordneten Dr. 
Pünder und Frau Schroeder (Berlin) ange- 
hörten, wurde der bisherige Präsident P. H. 
Spaak fast einstimmig wiedergewählt. Als 
Vizepräsidenten wurden die Abgeordneten 

Dr. von Brentano (Bundesrepublik 
Deutschland) 


Jacini (Italien) 

Lord Layton (Großbritannien) 
de Menthon (Frankreich) 

Moe (Norwegen) 

Ürgüplü (Türkei) gewählt. 

In der ersten Voll-Sitzung sprach der türki- 
sche Vertreter Gülek den deutschen Ver- 
tretern seine Glückwünsche zur Aufnahme 
der Bundesrepublik als Vollmitglied aus. Der 
Unterzeichnete Sprecher der deutschen Ver- 
treter dankte und wies auf die in Deutsch- 
land allgemein gültige Auffassung hin, daß 
die deutsche Zukunft nur im Rahmen der 
europäischen Gemeinschaft gesichert und daß 
er gewiß sei, daß der deutsche Einfluß im 
Ministerrat den gemeinsamen Idealen dienen 
werde. 

Bei der Beschlußfassung über die Tagesord- 
nung wurde u. a. der Antrag des Abg. Dr. 
von Campe auf Ausarbeitung einer 
europäischen Verfassung an den Ausschuß 
für Allgemeine Angelegenheiten zurückver- 
wiesen. 

Die folgenden 6 Sitzungen erstreckten sich 
auf die Generaldebatte über den von dem 
derzeitigen Präsidenten des Ministerrates, 
dem holländischen Außenminister Stikker, 
vorgetragenen Bericht des Ministerrates, den 
Bericht des Ständigen Ausschusses, den Tätig- 
keitsbericht der OEEC, den Bericht über 
die Errichtung eines gemeinsamen atlanti- 
schen Bevorratungs- und Einkaufsamtes, den 
Bericht über die Festlegung einer gemein- 
samen Politik der Vollbeschäftigung und den 
Bericht über die Errichtung eines europäi- 
schen Arbeitsamtes. 


An diesen Aussprachen in den Voll-Sitzungen der Beratenden Versammlung beteiligten 
sich die folgenden deutschen Abgeordneten zu den nebenstehenden Punkten der Tages- 
ordnung: 


1. Abg. Dr. Pünder 


2, Abg. Prof. Dr, Carlo Schmld 
(Tübingen) 


3. Abg. Dr. Pünder 

4. Abg. Kalbitzer 
Abg. Dr. Semler 

5. Abg. Frau Schroeder 
(Berlin) 


Dankesworte in Erwiderung auf die Glück- 
wünsche des türkischen Abgeordneten Gülek 

Antrag des italienischen Abgeordneten La 
Malfa auf Einladung des Generals Eisen- 
hower zu der Verteidigungs-Debatte 

Tätigkeitsbericht über die OEEC 

Bericht über eine gemeinsame Politik auf 
dem Gebiete der Vollbeschäftigung 

Bericht über die Errichtung eines Euro- 
päischen Amtes für Arbeit und für Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeiter 
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6. Abg. Prof. Dr, Nölting 
Abg. Dr. von Campe 
Abg. Dr. von Brentano 
Abg. Dr. Schäfer 

Abg. Roth t 

Abg. Dr. Mommer 

Abg. Dr. von Rechenberg 

7. Abg. Dr. Gerstenmaier 


8. Abg. Dr. Lütkens 
Abg. Dr. Gerstenmaicr 

9. Abg. Erler 


10. Abg. Dr. Mommer 

11. Abg. Prof. Dr. Carlo Schmid 
(Tübingen) 

12. Abg. Dr. Pfleiderer 
(Berichterstatter) 


Vertrag über die Gründung einer Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


die drei Letztgenannten im Zusammenhang 
mit der Saar-Frage 

Bericht über die Verbindung zwischen dem 
Kongreß der Vereinigten Staaten und der 
Beratenden Versammlung des Europarates 

Behandlung der Europäischen Verteidigung 
durch die Beratende Versammlung 

Entwurf einer Konvention zur Errichtung 
eines Europäischen Flüchtlingsamtes 

Bericht über die Errichtung eines Einkaufs- 
und Bevorratungsamtes für Rohstoffe 

Bericht über verschiedene Änderungen des 
Statuts 

Bericht des Ausschusses zur Wahrnehmung 
der Interessen der nicht im Europarat ver- 
tretenen Nationen. 


D. Beteiligung deutscher Vertreter an der Organisation der Beratenden 
Versammlung und ihren Ausschüssen 

Entsprechend den Wünschen der einzelnen Delegnrionen wurden die Ausschüsse der Be- 
ratenden Versammlung erneut zusammengesetzt. Die deutsdic Beteiligung zeigt nach- 
stehende Übersicht: 

Präsidium und Gemischter Ausschuß: 

Stellvertreter: 

Dr. von Brentano Vertretung nicht zulässig 

Ständiger Ausschuß: 

Dr. Lütkens Birkelbach 

Dr. Pünder als ständiger Vertreter des zum Mitglied des 

Präsidiums bestellten Abg. Dr. v. Brentano 

Dr. Schäfer Dr. Pfleiderer 


Ausschuß für Allgemeine Angelegenheiten: 

Dr. Gerstenmaier Dr. von Campe 

Dr. Mommer Birkelbach 

Dr. von Rechenberg Dr. Reif 


Unterkommission für überseeische Gebiete 
nicht besetzt 

Unterkommission Statut: 

Dr. Mommer Birkelbach 
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Unterkommission Sicherheit: 

Dr. Gerstenmaier Gerns 

Dr. von Rechenberg Dn Reif 


Ausschuß für Geschäftsordnung: 
Fürst Fugger von Glött 
Eichler 
Dr. Schäfer 


Frau Dr. Weber (Essen) 
Paul (Württemberg) 

Dr. Pfleiderer 


Unterkommission Privilegien: 

Eichler Paul (Württemberg) 


Ausschuß für Wirtschaftliche Angelegenheiten: 
Dr. von Campe Dr. von Merkatz 

Prof. Nölting Kalbitzer 

Dr. Pünder Dr. Semler 

Unterkommission Finanzen und Flandelsbeziehungen: 

Dr. Pünder Dr. Semler 

Unterkommission Industrie: 

Dr. von Campe Dr. Semler 

Unterkommission Landwirtschaft und Ernährung: 

Dr. von Campe Gerns 

Unterkommission Vollbeschäftigung: 

Dr. Nölting Kalbitzer 

Unterkommission Verkehr und öffentliche Arbeit: 

Dr. Nölting Kalbitzer 


AusschußfürSoziale Fragen: 
Dr. Gerstenmaier 
Frau Schroeder (Berlin) 

Schütz 

Unterkommission Soziale Sicherheit: 
Schütz 

Unterkommission Wohnungsbau: 

Dr. Gerstenmaier 

Unterkommission Wanderarbeiter: 
Frau Schroeder (Berlin) 


Frau Dr. Weber (Essen) 
Frau Krahnstöver 
Junglas 


Junglas 


Frau Dr. Weber (Essen) 


Frau Krahnstöver 


Unterkommission für gemeinsame Politik auf Sozialem Gebiet: 
Schütz Junglas 


Ausschuß für Rechts- und Verwaltungsfragen: 

Dr. Becker (Hersfeld) Dr. von Golitschek 

Dr. Schmid (Tübingen) Erler 

Kiesinger Dr. von Merkatz 

Unterkommission zur Prüfung von Sonderverfahren zur Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten des Europarates: 

Dr. Schmid (Tübingen) Erler 
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Ausschuß für Kulturelle und Wiss 
Eichler 

Frau Dr. Rehling 
Dr. Schmid (Tübingen) 

SonderausschußfürFlüchtlingsfr 
Dr. Becker (Hersfeld) 

Schütz 

Sonderausschuß zur Wahrung d 
Europarat vertretenen Nationen; 

Dr. Pfleiderer 

Sonderausschuß für Landwirtsch 
Gerns 

Sonderausschuß für Verkehr: 
Kalbitzer 

Die zunehmende Einschaltung deutscher 
Vertreter in die Arbeiten der Beratenden 
Versammlung findet auch darin ihren Aus- 
druck, daß auf Grund von Beschlüssen dieser 
Frühjahrs-Tagung drei deutsche Vertreter 
zu stellvertretenden Vorsitzenden von Aus- 
schüssen bestellt worden sind, und zwar: 
Abg. Dr. von Recheriberg in dem Ausschuß 
für Allgemeine Angelegenheiten, Abg. 
Klesinger in dem Ausschuß für Rechts- und 
Verv/altungsfragen und Abg. Schütz in dem 
Sonderausschuß für Flüchtlingsfragen. 

E. Ergebnisse der Tagung 

Nach Abschluß der Beratungen in den Aus- 
schüssen und dem Plenum wurden gegen 
Schluß der Frühjahrs-Tagung 7 Empfehlun- 
gen und 5 Entschließungen angenommen. 

Die 7 Empfehlungen beziehen sich auf: 

1. den Entwurf einer Europäischen Kon- 
vention über die gegenseitige Behandlung 
von Staatsangehörigen; 

2. eine Konvention zur Errichtung eines 
Europäischen Flüchtlingsamtes; 

3. die Errichtung eines Europäischen Amtes 
für Arbeit und Soziale Sicherheit der 
Wanderarbeiter; 

4. den Tätigkeitsbericht der OEEC; 

5. die gemeinsame Politik auf dem Gebiet 
der Vollbeschäftigung; 

6. die Koordinierung der Wirtschaft der 
Mitgliedstaaten des Europarates und 
überseeischer Länder; 


enschaftliche Fragen: 

Altmaier 
Dr. Edert 
Erler 

igen : 

Dr. von Golitschek 
Höfler 

^r Interessen der nicht im 


7. die Errichtung eines Einkaufs- und Be- 
vorratungsamtes für Rohstoffe; 

und die 5 Entschließungen auf: 

1. den Vertrag über die Gründung einer 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl; 

2. die Verbindung zwischen dem Kongreß 
der Vereinigten Staaten und der Beraten- 
den Versammlung des Europarates; 

3= die Hilfsmaßnahmen für Flüchtlinge; 

4. die Förderung der kulturellen und wissen- 
schaftlichen Tätigkeit unter den Flücht- 
lingen der europäischen Nationen, die 
nicht im Europarat vertreten sind; 

5. die Zustimmung zu verschiedenen Ände- 
rungen des Statuts des Europarates. 

Vor Annahme der Entschließung über die 
Zustimmung zu verschiedenen Änderungen 
im Statut des Europarates wurde der Ände- 
rungsantrag zum Artikel 26 des Statuts an 
den Ministerrat zurückverwiesen. Diese 
Änderung sah eine Vervollständigung der Auf- 
zählung der dem Europarat angehörenden 
Staaten und der diesen zustehenden Sitze 
vor. In der Aufzählung war auch das Saar- 
gebiet mit 3 Sitzen enthalten. Da der ein- 
leitende Satz des Artikels 26, der unver- 
ändert bleiben sollte, von „Staaten“ spricht, 
wäre bei Annahme der vorgeschlagenen 
Änderung das Saargebiet im Statut des 
Europarates als Staat anerkannt worden. 

Die Berichte des Sonderausschusses für Ver- 
kehr über die Errichtung einer Europäischen 
Verkehrs-Behörde und des Wirtschaf ts-Aus- 
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Schusses über die Koordination der Inner- 
europäischen Flugverbindungen wurde an 
den Wirtschafts-Aussdiuß, der Bericht des 
Sonderausschusses zur Wahrung der Inter- 
essen der nicht im Europarat vertretenen 
Nationen an diesen Ausschuß zurückver- 
wiesen, mit der Maßgabe, ihre Prüfung und 
Beratung im zweiten Sitzungsabschnitt vor- 
zunehmen. Ebenso wurde die Behandlung des 
Antrages der Abgeordneten Dr. Mommer 
und Genossen auf Abschaffung des Sichtver- 
merkzwanges unter den im Europarat ver- 
tretenen Ländern bis zum zweiten Sitzungs- 
abschnitt im September 1951 zurückgestellt, 
jedoch wurde in der von der Versammlung 
beschlossenen Antwort auf den Bericht des 
Ministerrates die schnelle Verwirklichung ge- 
fordert. 

Bei der Erörterung von Fragen der euro- 
päischen Verteidigung wurde auf Vorschlag 
des Präsidiums beschlossen, keinerlei Abstim- 
mungen über vorliegende Entschließungsent- 
würfe stattfinden zu lassen. Vielmehr wurde 
nach Abschluß der Debatte der Ausschuß für 
Allgemeine Angelegenheiten beauftragt, die 
weitere Prüfung dieses Gegenstandes laufend 
fortzusetzen. 

Ein deutscher Antrag auf Umwandlung des 
Sonderausschusses für Flüchtlinge In einen 
Ordentlichen Ausschuß, mit dem Ziel, durdi 
drei deutsche Abgeordnete vertreten zu sein, 
verfiel der Ablehnung. Lediglich wurde die 
bisherige Mitgliederzahl von 10 auf 18 er- 


höht, was aber nur den kleinen Nationen 
zugutekommt. 

Ferner wurde entgegen einer ursprünglichen 
Absicht der Sonderausschuß für Landwirt- 
schaft beibehalten und dessen Bericht über 
die Vereinheitlichung der europäischen Land- 
wirtschaftsmärkte und die Errichtung einer 
Europäischen Landwirtschafts-Behörde für 
die Beratungen des zweiten Sitzungsab- 
schnittes 1951 zurückgestellt. 

F. Abschluß der Tagung 

Am letzten Verhandlungstage wurde gemäß 
§§ 38 und 39 der Geschäftsordnung der 
Ständige Ausschuß neu gebildet. Seine Zu- 
sammensetzung, die auf deutscher Seite un- 
verändert geblieben ist, ist unter Ziffer D 
vermerkt. Der Ständige Ausschuß besprach 
in dieser seiner abschließenden Sitzung die 
sich aus der Entschließung über die Verbin- 
dungsaufnahme zwischen dem Kongreß der 
Vereinigten Staaten und der Beratenden 
Versammlung des Europarates ergebenden 
Fragen hinsichtlich der Einladungen und der 
gemeinsam zu beratenden Angelegenheiten. 
Schlileßllch nahm der Ständige Ausschuß als 
Termin für den zweiten Sitzungsabschnitt 
der diesjährigen Tagungsperiode der Be- 
ratenden Versammlung den Zeitraum von 
Montag, dem 24. September, bis Freitag, den 
12. Oktober 1951, In Aussicht. 

Dr. Pünder 


2 Anlagen'*’’): 

Geschäftsordnung der deutschen Vertreter, 
Empfehlungen und Resolutionen der Be- 
ratenden Versammlung. 

'=') als Sonderdruck zu Drucksache Nr. 2476 verteilt. 
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Anlage 1 zu Drucksache Nr. 2476 


Geschäftsordnung 

der deutsdien Vertreter bei der Beratenden Versammlung des Europarates 

(Beschluß vom 31. Mal 1951) 


Die vom Deutschen Bundestag gewählten 
Vertreter bei der Beratenden Versammlung 
des Europarates haben sich zur Wahrneh- 
mung ihrer gemeinsamen Aufgaben folgende 
Geschäftsordnung gegeben: 

§ 1 

(1) Eine Gesamtvertretung im Sinne einer 
Delegation besteht nicht. Jeder Vertreter 
handelt in eigener politischer Verantwortung 
und als Abgeordneter seiner politischen 
Gruppe, 

(2) Soweit gemeinsame Fragen erörtert 
und zur Abwicklung der Geschäfte beschlos- 
sen werden, geschieht dies nach den Bestim- 
mungen der folgenden Paragraphen. 

§ 2 

(1) Die deutschen Vertreter wählen für 
die Dauer der Sitzungsperiode einen Sprecher 
aus den Abgeordneten der jeweils stärksten 
Fraktion des Bundestages, Er beruft gemein- 
same Sitzungen ein und leitet sie. 

(2) Als Stellvertreter des Sprechers ist ein 
Mitglied der nächststärksten Fraktion des 
Bundestages zu wählen. 

(3) Soweit es sich um Angelegenheiten der 
Gesamtheit der deutschen Vertreter handelt, 
werden sie Ihren Beschlüssen entsprechend 
nach außen und gegenüber den Organen des 
Europarates durch den Sprecher, im Falle 
seiner Verhinderung durch seinen Stellver- 
treter wahrgenommen. 

§ 3 

Der Sprecher erstattet Im Benehmen mit 
den übrigen Vertretern nach jeder Tagungs- 
periode dem Deutschen Bundestag einen 
schriftlichen Tatsachenbericht über die 
Tagung und die Tätigkeit der deutschen Ver- 
treter. 


§ 4 

(1) Beschlüsse werden nur in technischen, 
organisatorischen und finanziellen Fragen ge- 
faßt, was nicht ausschließt, daß es auch in 
politischen Angelegenheiten zu Absprachen 
zwischen den verschiedenen Gruppen kom- 
men kann. 

(2) Bei gemeinsamen Sitzungen besteht 
Beschlußfähigkeit, wenn mehr als die Ffälfte 
der deutschen Vertreter anwesend ist. 

(3) Über die gemeinsamen Sitzungen wird 
ein Protokoll gefertigt und an die deutschen 
Vertreter verteilt. 

§ 3 

Vertreter, die an Sitzungen von Aus- 
schüssen der Beratenden Versammlung teil- 
nehmen, sollen der Gesamtheit der deutschen 
Vertreter über den Sitzungsverlauf einen 
kurzen, schriftlichen Bericht erstatten. Er 
kann während der Sitzungsperioden auf ge- 
meinsamen Sitzungen auch mündlich er- 
stattet werden. 

§ 6 

(1) Für organisatorische und alle mit dem 
Sekretariat zusammenhängenden Fragen wird 
ein Ausschuß gebildet, der sich aus dem je- 
weiligen Sprecher und je einem Abgeord- 
neten der vertretenen Fraktionen zusammen- 
setzt (Organisationsausschuß). Seine Be- 
schlüsse bedürfen der Bestätigung der ge- 
meinsamen Versammlung gemäß § 4, soweit 
sie personeller oder finanzieller Art sind, 

(2) Weitere Ausschüsse können gebildet 
werden. 

§ 7 

(1) Für besondere Aufgaben können durch 
die deutschen Vertreter Sachverständige her- 
angezogen werden. 



(2) Zur Teilnahme an Ausschuß-Sitzungen 
können die deutschen Vertreter einen Dol- 
metsdier anfordern, der dem Sprachendlenst 
des Auswärtigen Amtes angehören soll. 

(3) Die Anforderungen nach Absatz 1 und 
2 bedürfen der Billigung des Organlsatlons- 
aussdiusses. 

§ 8 

(1) Zur Unterstützung der deutschen Ab- 
geordneten besteht gemäß dem Beschluß 
Nr. 67/1 des Deutschen Bundestages vom 15. 
Juni 1950 ein ständiges Sekretariat. 

(2) Die Geschäftsführung obliegt einem 
Sekretär, der von der Gesamtheit der deut- 
schen Vertreter gemäß den Bestimmungen des 
§ 4 berufen wird, Ihr verantwortlich Ist und 
von ihr abberufen wird. 

(3) Der Bedarf an sonstigem Personal, das 
an die Weisungen des Sekretärs gebunden ist, 
wird durch den Organisationsausschuß je 
nach Bedarf ermittelt. Das Personal soll nach 
Möglichkeit ausschließlich von der Verwal- 
tung des Deutschen Bundestages abgeordnet 
werden. 

§ 9 

(1) Dem Sekretariat obliegen Insbesondere 
folgende Aufgaben: 

1. Technische Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Tagungen; 


2. Vorbereitung der Ausschuß-Sitzungen, 
Beschaffung von Fahr- und Bettkarten, 
Devisen, Bereitstellung von Unterkunft 
und der Dokumente, Vervielfältigung 
und Verteilung der Berichte der deut- 
schen Vertreter; 

3. Versicherung der mit Flugzeug reisenden 
deutschen Vertreter; 

4. Abrechnung aller Reisekosten und Tage- 
gelder, Abrechnung aller sonstigen Aus- 
gaben; 

5. Verbindung mit dem Generalsekretariat 
und den Bundesbehörden in Bezug auf 
technische Fragen; 

6. Sichtung und Verteilung der Dokumente, 
Verwaltung des Archivs, Auskunfter- 
teilung; 

7. Beschaffung von Unterlagen für die in 
den Ausschüssen tätigen Vertreter; 

8. Erledigung der an das Sekretariat gerich- 
teten Schreiben; 

9. Besorgung der Übersetzung von Doku- 
menten. 

(2) Weitere Aufgaben können dem Sekre- 
tariat zugeteilt werden. 

§ 10 

Diese Geschäftsordnung tritt am 1. [uni 

1951 in Kraft. 
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Übersetzung 


EUROPARAT 
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Empfehlungen an den Ministerrat 
und 

Entschließungen 


Straßburg 1951 
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Übersetzung 


Straßburg, den 17. Mal 1951 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

Ich habe die Ehre, Ihnen in der Anlage den 
Text zu übermitteln, den die Beratende Ver- 
sammlung im Laufe ihrer 17, Sitzung am 
15. Mai 1951 als Antwort auf den Bericht 
und die Mitteilung angenommen hat, die ihr 
vom Ministerrat übermittelt wurden. 

Im Laufe des ersten Teils ihrer Dritten 
Ordentlichen Tagung hat die Versammlung 
ferner sieben Empfehlungen und fünf Ent- 
schließungen angenommen, die ich Ihnen mit 
diesem Brief ebenfalls übersende. 

Die Empfehlung Nr. 4 bezieht sich auf den 
Tätigkeitsbericht der Europäischen Organisa- 
tion für Wirtschaftliche Zusammenarbeit. Die 
Versammlung hat ihn mit lebhaftem Inter- 
esse zur Kenntnis genommen und den 
Wunsch ausgedrückt, ihre Hochachtung für 
diesen höchst wertvollen Beitrag auszu- 
drücken, den die OEEC zur Verwirk- 
lichung der Ziele geleistet hat, die beiden 
Organisationen gemein sind. Die Versamm- 
lung drückt ihre Hoffnung aus, daß die näch- 
sten von der OEEC vorgelegten Berichte 
vor allem die genauen aktuellen Probleme 
behandeln und die Gegenstände, auf denen 
diese Organisation ihre Arbeiten gründen 
will. Die Versammlung hat sdiließlich den 
Wunsch ausgedrückt, daß diese Berichte dem 
Generalsekretariat drei Wochen vor Beginn 
eines jeden Teils ihrer Tagung überreicht 
werden,, um dem Ausschuß für Wirtschafts- 
fragen zu erlauben, sie zu prüfen. 

Die Entschließung Nr. 5 enthält die Billi- 
gung der Versammlung, entsprechend dem 


Artikel 41 (d) des Statuts, verschiedener Ab- 
änderungen, die zuvor vom Ministerrat ange- 
nommen wurden. Indessen hat die Versamm- 
lung aus redaktionellen und formellen Grün- 
den die für Artikel 26 des Statuts vorgeschla- 
gene Abänderung abgelehnt und dem Mini- 
sterrat zurückgesandt. Der Berichterstatter 
des Ausschusses für Allgemeine Angelegen- 
heiten hat vorgetragen, daß eine Neu-Redak- 
tion der Abänderung in Betracht gezogen 
Werden müßte, um der besonderen Lage der 
Saar Rechnung zu tragen mit Rücksicht auf 
die Formulierung des Artikels 26 des Statuts. 
Da die Versammlung der Meinung war, sie 
selbst habe nicht das Recht, die Fassung der 
vorgeschlagenen Abänderung zu ändern, hat 
sie beschlossen, ihre Annahme zurückzu- 
stellen, um dem Ministerrat eine neue Unter- 
suchung dieser Fassung zu ermöglichen. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen 
Hochachtung bin ich, sehr geehrter Herr 
Präsident, Ihr sehr ergebener 

P. H. S p a a k 

Präsident der Beratenden Versammlung. 


An 

Seine Exzellenz 

Herrn D. M. Stikker 

Außenminister 

Präsident des Ministerrates 

des Europarates 

Den HAAG 
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Antwort der Beratenden Versammlung 

auf den Bericht und die Mitteilung des Ministerrates’) 


EINLEITUNG 

1. Die Versammlung ist erfreut, den Ge- 
sichtspunkt zu teilen, den am 10. Mai 1951 der 
Präsident des Ministerrates in seiner Rede zur 
Versammlung ausgedrückt hat, in der er eine 
beträchtliche Verbesserung in den Beziehun- 
gen zwischen dem Ministerrat und der Ver- 
sammlung feststellte. Die Vermehrung der 
Beratungen zwischen Vertretern der Regie- 
rungen und der Parlamente im Gemischten 
Ausschuß und den anderen Ausschüssen, der 
ins einzelne gehende Charakter des Berichts 
und des Zusatzberichts an die Versammlung, 
die wichtigen Erklärungen von Prinzipien, 
die in der Mitteilung enthalten waren, die 
bemerkenswerten und eindrucksvollen Reden 
Dr. Stikkers, des dritten Ministers, der der 
Versammlung einen Bericht vorlegte, all das 
bestätigt diese Verbesserung. 

In ihrer Antwort auf die Mitteilung des 
Ministerrates hält die Versammlung es für 
wichtig, nicht nur die erzielten Fortschritte 
anzuführen, sondern auch zu sagen, ob diese 
Fortschritte den Anforderungen der Lage in 
Europa heute entsprechen und wieweit sie 
dies tun. 

Beziehungen mit der OEEC und der 
Organisation des Brüsseler Vertrages 

2. Die Versammlung erinnert daran, daß 
die Empfehlung 18“) (Dokument 74, 1950), 
die im August 1950 formuliert wurde und 
die Schaffung eines einzigen Rates für 
OEEC, und Europarat verlangt, noch nicht 
ausgeführt wurde. Die Versammlung ist der 
Meinung, daß die Aufstellung einer Verbin- 
dungs-Kommission ein erster äußerst nütz- 
licher Schritt auf dem Wege der Errichtung 
eines beiden Organisationen gemeinsamen 
Rates darstellt, der auf dem Prinzip des 
„Rates der Regierungen“ errichtet werden 
könnte, wie er von der Organisation des 
Atlantik-Paktes am 3. Mai 1951 geschaffen 
wurde. 

Diese Antwort wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 17. Sitzung, am 15. Mai 1951, an- 
genommen (siehe Dokument 57, Bericht des Aus- 
schusses für Allgemeine Angelegenheiten). 

^) Die erste angeführte Zahl ist die der „Sammlung 
von Empfehlungen und Entschließungen“ der Be- 
ratenden Versammlung, Straßburg, 1950. 


3. Die Versammlung lenkt die Aufmerk- 
samkeit des Ministerrates auch auf den Teil 
der Empfehlung 19 (Dokument 74, 1950), 
die sich auf die Organisation des Brüsseler 
Vertrages bezieht, und verlangt, daß die 
Untersuchung der Frage in ihrer Gesamtheit 
wieder aufgenommen wird, so daß die sozia- 
len und kulturellen Organe des Brüsseler Ver- 
trages und der OEEC völlig mit dem 
Europarat verschmolzen werden. 

Die abschnittweise Integration. — Die 
Sonder-Behörden 

4. In einem Kommunique vom 9. Mai 
1950 bezeichnete die französische P.egierung 
den Schuman-Plan als „erste konkrete Grund- 
lage einer für die Erhaltung des Friedens un- 
umgänglich notwendigen europäischen Föde- 
ration“. Europa kann nicht sofort gebildet 
werden. Wenn Machtvollkommenheiten aul- 
gegeben werden müssen, kann dies nur ab- 
schnittweise geschehen. Diese allgemeinen 
Prinzipien, die die Sonder-Behörden charak- 
terisieren, wurden vom Ministerrat in Rom 
im November 1950 gebilligt. 

Der Vertrag, der die Europäische Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl schafft, ist unter- 
zeichnet worden. Die Versammlung nimmt 
mit Genugtuung jenen Absatz der Mitteilung 
zur Kenntnis, der die gemeinsame Erklärung 
vom 18. April 1950 wieder aufnimmt und 
ankündigt, daß andere „Initiativen folgen 
werden, die schnell ihren Platz im Rahmen 
einer politischen Gemeinschaft einnehmen 
v/erden, deren Gedanke im Europarat aus- 
gearbeitet wird“. Eine dieser Initiativen Ist 
die, die eine Europälsdie Landwirtschafts- 
Behörde einsetzen will. Die Versammlung 
betont ausdrücklich dem Ministerrat gegen- 
über ihre formelle Ansicht, daß die Kon- 
ferenz im Rahmen des Europarats organisiert 
werden muß. 

Eine enge Zusammenarbeit soll zwischen 
diesen Sonder-Behörden und den Mitglied- 
staaten des Europarates bestehen, die augen- 
blicklich nicht zu jenen gehören. Die Ver- 
sammlung unterstützt durchaus jede Politik 
in diesem Sinne. 
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5. Wenn auch die oben erwähnten Ent- 
scheidungen abschnittweise Fortschritte er- 
möglichen, haben sie doch zwei grundsätz- 
liche Probleme nicht gelöst. 

Das erste hat mit den Bestimmungen zwi- 
schen dem Europarat und den verschiedenen 
Sonder-Behörden, die augenblicklich geschaf- 
fen werden, zu tun. Die Versammlung 
nimmt mit Genugtuung die Einzelheiten im 
Zusatzbericht über ein Abkommen zur 
Kenntnis, das vier Verbindungen vorsieht: 
die gegenseitige Vertretung, Informations- 
austausch, Vorlage von Berichten und Ver- 
waltungsvorkehrungen. Indessen entspricht 
der Inhalt dieses Abkommens nicht ganz den 
Wünschen der Versammlung. Es sieht in der 
Tat Möglichkeiten vor und nicht Verpflich- 
tungen. Die Versammlung drückt auch die 
Hoffnung aus, daß die Parlamentarische Ver- 
sammlung der Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und die Versammlungen der anderen 
Behörden ihre Tagungen im Plenarsaal der 
Versammlung In Straßburg abhalten. 

6. Ein zv/eites Problem wurde nicht gelöst. 
Die Mitteilung des Ministerrates drückt die 
Hoffnung aus, daß „aus der Koordinierung 
dieser Behörden eines Tages das Europa er- 
stehen könne, das wir alle erhoffen“. Aber 
das richtet wiederum das gleiche Hindernis 
auf: wenn die Schaffung der verschiedenen 
Sonder-Behörden eine Ausdehnung der Be- 
fugnisse der Versammlung mit sich bringt, 
kann diese Ausdehnung nicht stattfinden, 
weil gewisse Mitgliedsregierungen noch nidit 
bereit sind, Befugnisse zugunsten eines euro- 
päischen Organs aufzugeben. Eine Stärkung 
des Europarates, wie sie hier vorgesehen ist, 
ist unbedingt notwendig, wenn man vermei- 
den will, daß die Politik der Sonder-Behör- 
den zu einer weiteren Teilung Europas führt. 

Weitere Beispiele der abschnittweisen Me- 
thode, die zum selben Dilemma führen, sind 
die Anwendung von Teilverträgen und der 
begrenzte Beitritt zu europäischen Abkom- 
men. In dieser Hinsicht lenkt die Versamm- 
lung die Aufmerksamkeit des Ministerrates 
auf die Erklärung seines Präsidenten, daß 
„die funktionelle Integration nur dann Er- 
folg haben kann, wenn sie auf die größtmög- 
liche Zahl von iVbschnitten des Wirtschafts- 
lebens der größten Zahl von Ländern ange- 
wandt wird“. 

Allgemeine Entwicklung des Europarates 

7. Die allgemeine Entwicklung des Europa- 
rates ist ein Problem, bei dem man nicht er- 


warten kann, daß ein schnelles oder leichtes 
Einverständnis erreicht wird; früher oder 
später wird die Frage der Revision des Sta- 
tuts auf tauchen. Die Versammlung wünscht 
keine sterile Diskussion über die Verfassung, 
aber damit die Versammlung In der Lage sei, 
die Rolle zu spielen, die Europa von ihr er- 
wartet, müssen Ihre grundsätzlichen Befug- 
nisse ausgedehnt werden. 

In seiner zweiten Rede hat Herr Stikker 
bemerkt, daß man „das Inkrafttreten auf 
Immer zahlreicheren Gebieten einer gemein- 
samen europäischen Gesetzgebung, deren 
erstes und ausgezeichnetes Beispiel das Ab- 
kommen über die Menschenredite ist“, er- 
leben wird. 

8. Die Versammlung ist daher der Mei- 
nung, daß das Protokoll der Statuts-Ände- 
rung und der Vorschlag von Herrn La Malfa 
Gegenstand einer neuen Überprüfung durch 
den Ausschuß für Allgemeine Angelegen- 
heiten sein sollen. 

9. Die Versammlung hat die Absicht, die 
beratende Funktion, die ihr schon zugespro- 
chen wurde, voll auszunutzen. Sie fordert vor 
allem das Recht, eine parlamentarische Kon- 
trolle über die Tätigkeit der zwischenstaat- 
lichen Organe auszuüben. Die Versammlung 
Ist der Meinung, daß der Vorschlag von 
Herrn La Malfa verdient, daß sich der Mi- 
nisterrat wie die Versammlung schleunigst 
mit seiner gründlichen Untersuchung befas- 
sen. Die Annahme der Vorschläge von Herrn 
La Malfa würde dazu beitragen, parlamenta- 
rische Beziehungen zwischen den beiden Or- 
ganen des Europarates zu schaffen. In der 
Folge müßte die Initiative für die Unter- 
suchung von Maßnahmen im Europarat öfter 
vom Minister rat kommen. 

Bemerkungen über verschiedene Empfeh- 
lungen 

10. Was das dringende Problem der Flücht- 
linge betrifft, wurde die am 4. Mai vom Mi- 
nisterrat getroffene Entschließung, eine Zu- 
sammenkunft von Fachleuten einzuberufen, 
wenn sie auch lange auf sich hat warten las- 
sen, nichtsdestoweniger mit Befriedigung zur 
Kenntnis genommen. 

Dagegen wurde auf die Empfehlung vom 
September 1949 bezüglich eines europäischen 
Passes noch nicht eingegangen. Die Sachver- 
ständigen-Konferenz, die vom Generalsekre- 
tär am 12, Dezember 1950 vorgeschlagen 
wurde, hat noch nicht stattgefunden. Die Ab- 
schaffung der Sichtvermerke und die Verein- 
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heitlichung der Passe würden Fortschritte 
darstellen, deren schnelle Verwirklichung die 
Versammlung verlangt; dennoch kann diese 
Verwirklichung kein Ersatz für die Schaffung 
eines europäischen Passes sein. 

Die Versammlung betont auch dem Mi- 
nisterrat gegenüber die Wichtigkeit, die sie 
der Frage einer europäischen Briefmarke bei- 
mißt. Die Annahme einer solchen scheinbar 
zweitrangigen Maßnahme hätte beträchtliche 
psychologische Folgen. Die Versammlung be- 
steht daher darauf, daß man ohne Verzöge- 
rung Maßnahmen in dieser Hinsicht trifft 
und erinnert den Ministerrat daran, daß sie 
diesbezügliche Vorschläge schon auf der Ta- 
gung von 1949 vorgelegt hat. 

Wenn der Ministerrat auch eine gewisse 
Anzahl von Empfehlungen auf kulturellem 
Gebiet angenommen hat, werden andere 
Empfehlungen immer noch vom Sachver- 
ständigen- Ausschuß geprüft: die Versamm- 
lung verlangt, daß diese Empfehlungen in 
naher Zukunft ausgeführt werden. 

Die Versammlung begrüßt die Europäische 
Jugend-Konferenz, die unter der Schirmherr- 
schaft des Europarates in Straß bürg im Juni 
abgehalten werden soll. 

11. Die Versammlung sieht mit einer ge- 
wissen Unruhe, daß der Zusatzbericht (§ 31) 
vorschlägt, daß nach Untersuchung durch die 
Fachleute und nach Billigung durch die Re- 
gierungen ein Protokoll mit den Texten über 
Besitzrechte, über das Recht der Eltern auf 
Erziehung ihrer Kinder und über politische 
Rechte unterzeichnet werden soll, ohne 
neuerlich vor die Versammlung zu kommen. 
Diese Texte waren ein Kompromiß, den die 
Versammlung bei wenigen Stimmenthaltun- 
gen und ohne Gegenstimme angenommen 
hat. Die Versammlung ist daher der Mei- 
nung, daß man ihr aus Respekt für ihre 
Rechte und aus Höflichkeit ihr gegenüber die 
Möglichkeit belassen muß, ihre Meinung über 
jede neue Fassung dieser Texte abzugeben, 
bevor sie den beteiligten Regierungen zur 
Unterzeichnung vorgelegt werden. Wenn die 
Versammlung nicht tagt, müssen diese Texte 
dem Präsidenten der Versammlung zur 
Weitergabe an die zuständige Kommission 
vorgelegt werden. 

Zukünftige Entwicklungen — 

Europa und die Gemeinschaft der freien Welt 

12. Die Aufnahme Deutschlands als voll- 
berechtigtes Mitglied des Europarates ist die 
glücklichste Verwirklichung der Politik der 


europäischen Einheit. Aber Europa kann nicht 
isoliert sein. Der Ministerrat erklärt in seiner 
Mitteilung, daß die Mitgliedsregierungen 
„umfassend dazu beitragen, die westliche 
Welt aufzubauen“. Die Versammlung erklärt 
neuerlich ihren Wunsch, mit den Übersee- 
ländern zusammenzuarbeiten, die durch Ver- 
fassungsbande an europäische Nationen ge- 
bunden sind. Sie erneuert ihre Einladung an 
die Parlamente dieser Überseeländer, Be- 
obachter zu ihrer Tagung zu entsenden. 

Die Versammlung drückt ebenfalls ihre 
Genugtuung aus über die Anstrengungen, die 
gemacht wurden, um enge Beziehungen zwi- 
schen dem Europarat und den Vereinigten 
Staaten herzustellen, Bemühungen, die der 
Ministerrat bei drei Gelegenheiten willkom- 
men geheißen hat. 

13. Die Versammlung nimmt zur Kennt- 
nis, daß der Ministerrat (Absatz 21 der Mit- 
teilung) anerkennt, „daß man von den Völ- 
kern der westlichen Welt schwere Opfer ver- 
langen muß“. Es ist der Tenor der ganzen 
Mitteilung, daß der Europarat ein einzig- 
artiges Forum ist, auf dem man die Stimme 
Europas hören kann. Die Versammlung ist 
der Meinung, daß sie das Recht und die 
Pflicht hat, ihre Meinung über ein Problem 
auszudrücken, zu dessen Gunsten man die 
Völker Europas auffordert, so viele Opfer zu 
bringen. 

14. Die Versammlung ist der Meinung, daß 
es für die öffentliche und parlamentarische 
Meinung von großer Bedeutung wäre, wenn 
der Ministerrat, der Sprecher für die 15 Mit- 
gliedsregierungen, eine feierliche Erklärung 
über die politischen, wirtschaftlichen und 
moralischen Ziele des Europarates annähme. 

Schluß 

15. Der Ernst der Stunde ist so groß, daß 
die Versammlung ihrer Aufgabe untreu wäre, 
wenn sie nicht betonte, daß das, was gemacht 
wurde, bisher nicht die Hoffnungen erfüllt 
hat, die man in die Gründung des Europa- 
rates gesetzt hat. Eine engere Vereinigung 
würde die Vergrößerung der Stärke und Aus- 
strahlung Europas die Aussichten auf einen 
Frieden trotz der Drohungen der totalitären 
Länder erhöhen. Die Versammlung drückt 
ihre Bereitschaft aus, eng mit dem Ministerrat 
zusammenzuarbeiten, damit in diesem Jahre 
neue Fortschritte auf ihr Ziel erreicht werden: 
Die Vereinigung Europas in der Gemeinschaft 
der freien Welt. 
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Empfehlung 1 


Betr.; Entwurf eines europäischen Abkommens über die gegenseitige Behandlung von 

Staatsangehörigen^) 


Die Versammlung 

In der Auffassung, daß sie — auf Grund 
der Empfehlung 47 vom 25. August 1950 
(Dokument 105), die dem Ministerrat als 
Folge der von ihm selbst formulierten An- 
frage nach einem Gutachten unterbreitet 
wurde — die Direktiven aufgezeichnet hat, 
unter denen sich ein europäisches Abkom- 
men über die gegenseitige Behandlung von 
Staatsangehörigen ausarbeiten ließe, und 

Von der Erwägung ausgehend, daß die Mit- 
teilung des Ministerrates in seinem Jahres- 
bericht (Dokument 5, Absatz 58), — deren 
Ziel es war, einen Ausschuß von Regierungs- 
sachverständigen zu bilden, der den ^Vorent- 
wurf eines europäischen Abkommens, der in 
Rom von einem Arbeitsausschuß der Kom- 
mission für Rechts- und Verwaltungsfragen 
gemeinsam mit dem Internationalen Institut 


*) Die3e Empfehlung ist von der Versammlung im 
Verlaufe Lhrer 13. Sitzung, am 12. Mai 1951, an- 
genommen worden (siehe Dokument 28, Bericht des 
Ausschusses für Rechts- und Ver waltu ngs'f ragen). 
Siehe die folgenden Seiten. 


für Vereinheitlichung des Privatrechts aus- 
gearbeitet worden war, — unmittelbar nach 
Billigung dieses Vorentwurfes durch die Voll- 
versammlung entsprechend ausgearbeitet 
wurde, sowie 

In der Ansicht, daß die Zustimmung durch 
die Kommission für Rechts- und Verwal- 
tungsfragen zu dem unter den vorerwähnten 
Umständen fertiggestellten Text — nach 
einigen Abänderungen — erfolgt ist, 

Beschließt: 

a) den Entwurf eines europäischen Abkom- 
mens über die gegenseitige Behandlung 
von Staatsangehörigen zu billigen^); 

b) den Generalsekretär zu beauftragen, den 
Entwurf mit den gesamten Unterlagen 
über die Arbeiten, die der Zusammen- 
kunft in Rom vorausgingen oder folgten, 
dem Ministerrat in einer Form zu unter- 
breiten, die es den Regierungssachver- 
ständigen gestattet, Motive und Ziele der 
Versammlung ebenso, wie den Zweck des 
Abkommens selbst, näher kennenzu- 
lernen. 
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Anhang 

Entwurf eines europäischen Abkommens über die gegenseitige Behandlung von 

Staatsangehörigen 


PRÄAMBEL 


Die Regierungen 

haben folgendes vereinbart: 


ARTIKEL 1 

Einreise und Aufenthalt 

Die Hohen Vertragschließenden Parteien 
verpflichten sich, den Staatsangehörigen eines 
jeden andern beteiligten Landes, die nicht die 
öffentliche Ordnung oder Gesundheit, die 
Sicherheit oder die guten Sitten zu gefährden 
scheinen, den Zutritt zu ihrem Territorium 
zu gestatten und zu erleichtern. Sie gestatten 
Ihnen die Niederlassung als Wohnsitz oder 
als ständigen verlängerten Aufenthalt oder 
in dem Maße, wie es ihr wirtschaftlicher oder 
sozialer Zustand ihrer Ansicht nach zuläßt. 

Die Staatsangehörigen der Hohen Vertrag- 
schließenden Parteien, die regulär in das 
Territorium einer derselben eingereist sind 
und die sich an die eventuellen Bedingungen 
Ihrer Zulassung oder Niederlassung gehalten 
haben, können nur dann ausgewieseii werden, 
wenn sie gegen die öffentliche Ordnung oder 
die guten Sitten verstoßen haben oder, wenn 
sie die Sicherheit des Staates bedrohen. 

Diejenigen unter ihnen, die sich länger als 
fünf Jahre auf dem Territorium einer der 
Hohen Vertragschließenden Parteien nieder- 
gelassen haben, können nur dann ausgewie- 
sen werden, wenn ihnen die Möglichkeit ge- 
geben war, sich vor einer für diesen Zweck 
bestimmten Behörde zu verteidigen. 

Im Sinne des vorliegenden Abkommens 
bedeutet der Ausdruck „Niederlassung“ das 
Vorhandensein eines ständigen Wohnsitzes 
oder Aufenthaltes eines Staatsangehörigen 


einer der Hohen Vertragschließenden Par' 
telen auf dem Territorium einer anderen 
Hohen Vertragschließenden Partei. 

ARTIKEL 2 

Ausübung der allgemeinen Zivilrechte 

Die Staatsangehörigen jeder der Hohen 
Vertragschließenden Parteien genießen die- 
selbe Behandlung wie die Landeseinwohner 
betr. der Anwendung und Ausübung der 
zivilen Rechte — sowohl persönlicher Art, 
wie im Hinblick auf Erbschaftsfragen — 
unter Vorbehalt der nachfolgenden Bestim- 
mungen und unter Vorbehalt der jeweiligen 
gesetzlichen Regelung. 

Die Bestimmungen des vorliegenden Ar- 
tikels stellen kein Hindernis für die Hohen 
Vertragschließenden Parteien dar, den Kauf, 
Besitz oder die Nutznießung gewisser Güter- 
kategorien durch Ausländer auszuschließen 
oder einer vorhergehenden Genehmigung zu 
unterstellen, indem sie sich dabei auf Gründe 
stützen, die von der Sicherheit, der natio- 
nalen Verteidigung oder der öffentlichen 
Ordnung herrühren oder von der Not- 
wendigkeit diktiert sind, einen wucherischen 
Aufkauf von für das Land lebenswichtigen 
Hilfsquellen zu verhindern. 

Diejenige Hohe Vertragschließende Partei, 
die sich diese Möglichkeit Im 2. Absatz des 
Artikels 2 zunutze machen will, muß dem 
Generalsekretär des Europarates hiervon Mit- 
teilung machen. 
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ARTIKEL 3 

Rechtliche und verwaltungsmäßige 
Garantien 

Die Staatsangehörigen jeder der Hohen 
Vertragschließenden Parteien genießen auf 
dem Territorium der anderen Hohen Ver- 
tragschließenden Parteien den vollen gesetz- 
lichen wie juristischen Schutz ihrer Person 
und ihrer Habe, ihrer Rechte und Interessen 
und dies unter den gleichen Bedingungen wie 
die Einheimischen. In dieser Hinsicht haben 
sie vor den in Frage kommenden gerichtlichen 
und verwaltungsmäßigen Behörden die glei- 
chen Rechte wie die Einheimischen. 

Die Staatsangehörigen der Hohen Vertrag- 
schließenden Parteien haben das Recht, sich 
zur Verteidigung ihrer Interessen durch jede 
Person ihrer Wahl beistehen zu lassen, die 
durch die Gesetze des Landes zugelassen ist. 

Die Staatsangehörigen einer der Hohen 
Vertragsdiließenden Partei sind zu einem 
kostenlosen Rechtsbeistand in allen den Fäl- 
len und in dem Maße zugelassen, wo dieser 
Beistand auch den Einheimischen zugebilligt 
wird. 

Für die Staatsangehörigen einer der Hohen 
Vertragschließenden Parteien, die sich auf 
dem Territorium einer andern Hohen Ver- 
tragschließenden Partei niedergelassen haben, 
erbringt die Assimilation an die Einhei- 
mischen auf dem Gebiete des Strafrechts vor 
Gericht die Abschaffung einer jeden Art von 
Kaution oder Sicherheit — oder welche Be- 
nennung sie auch haben mag — die nicht auch 
von den Einheimischen gefordert würde. 

Alt er nativ text für die Absätze 3 und 4 
des Artikels 3 

Die Staatsangehörigen einer der Hohen 
Vertragschließenden Parteien genießen auf 
dem Territorium der anderen Hohen Ver- 
tragschließenden Partei in jeder Hinsicht die- 
selbe Behandlung, wie die Staatsangehörigen 
letzterer in bezug auf kostenlosen Rechtsbei- 
stand für Arme oder Inhaftierung infolge von 
Schulden; unter der Bedingung, daß sie ihren 
festen Wohnsitz auf dem Territorium der 
anderen Hohen Vertragschließenden Partei 
haben, sollen sie gleichfalls jedesmal dann da- 
von befreit sein, eine Kaution für die Ge- 
richtskosten stellen zu müssen, wenn unter 
den gleichen Bedingungen ein Staatsangehöri- 
ger dieser Hohen Vertragschließenden Partei 
auch davon befreit wäre. 


ARTIKEL 4 

Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit 

Auf dem Territorium einer jeden der 
Hohen Vertragschließenden Parteien und 
unter dem Vorbehalt der Innehaltung ihrer 
Gesetze und Vorschriften, kann den Staats- 
angehörigen der anderen Hohen Vertrag- 
schließenden Parteien, die sich dort nieder- 
gelassen haben, die Ausübung einer kommer- 
ziellen, landwirtschaftlichen, industriellen, 
finanziellen und allgemein jeder Tätigkeit 
wirtschaftlichen Charakters nur aus solchen 
Gründen ver’boten werden, die wirtschaft- 
lichen oder sozialen Notwendigkeiten ent- 
springen. Wenn ihnen aber die Erlaubnis er- 
teilt worden ist, so sind sie, was die Aus- 
übung einer solchen Tätigkeit betrifft, mit 
den Einheimischen auf völlig gleichen Fuß 
gesetzt. Die Hohen Vertragschließenden Par- 
teien können durch Einschränkung dieses 
vorstehenden Absatzes für ihre eigenen 
Staatsangehörigen reservieren; 

a) die Tätigkeit auf dem Gebiete der 
Staatssidierheit und nationalen Verteidi- 
gung, 

b) die Konzessionen des öffentlichen 
Dienstes sowie Ausschreibungen für öffent- 
lidie Lieferungen und Arbeiten, 

c) die Ausbeutung von Bodenschätzen und 
Wasserkräften, 

d) das Flugwesen und die Pvegisirierung 
von Seeschiffen. 

Reisende von Handelsfirmen aber, die Staats- 
angehörige einer der Hohen Vertragschlie- 
ßenden Parteien sind, bedürfen zur Aus- 
übung Ihrer Tätigkeit auf dem Territorium 
einer der anderen Hohen Vertragschließen- 
den Parteien keiner Genehmigung. Sie dürfen 
keiner Steuer oder Sonderabgabe unterworfen 
sein, die nicht auch bei Reisenden einhei- 
mischer Firmen erhoben wird, außer in dem 
Maße, das zur Gleichstellung mit den Ein- 
heimischen erforderlich Ist und unter der Be- 
dingung, daß sie mit einem Ausweis ausge- 
stattet sind, der mit Artikel 10 der Genfer 
Konvention vom 3. November 1923 in Ein- 
klang steht. 

ARTIKEL 5 

Ausübung von Künsten, handwerklichen Ge- 
werben und freien Berufen 

Den Angehörigen einer Hohen Vertrag- 
schließenden Partei, die sich auf dem Terri- 
torium einer anderen Hohen Vertragschlie- 
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ßenden Partei — unter Vorbehalt der Inne- 
haltung ihrer Gesetze und Vorschriften — 
niedergelassen haben, kann die Ausübung 
eines freien Berufes, der Kunst und des Hand- 
werks, sowie jede andere bezahlte Beschäfti- 
gung in einem Privatbetrieb nur dann ver- 
boten werden, wenn Gründe vorliegen, die 
wirtschaftlichen, sozialen oder gewerkschaft- 
lichen Notwendigkeiten entspringen. Die 
Ausübung von Berufen jedoch, für welche 
ein Titel oder besondere Garantien verlangt 
werden, ist mit vollem Recht von der Vorlage 
dieser Titel oder Garantien oder anderer Un- 
terlagen anerkannten gleichen Wertes ab- 
hängig. Dem Zutritt auf das Territorium von 
Praktikern aber, die, wie etwa Mediziner oder 
Rechtsanwälte, von einem ordnungsgemäß 
zum Beruf zugelassenen Berufsgenossen her- 
beigerufen werden, in der Absicht, sich mit 
demselben zu beraten oder ihm Beistand zu 
leisten oder in einem bestimmten Falle als 
Zeuge aufzutreten, dürfen keine Schwierig- 
keiten gemacht werden. 

ARTIKEL 6 

Teilnahme an der öffentlichen Tätigkeit 
und an öffentlichen Funktionen 

Keine der Hohen Vertragschließenden Par- 
teien kann den Staatsangehörigen einer an- 
deren Hohen Vertragschließenden Partei, die 
auf ihrem Territorium seit mindestens fünf 
Jahren ansässig sind, die Teilnahme als Wäh- 
ler oder als Kandidat zu Wahlen im Rahmen 
von Organismen oder Organisationen wirt- 
schaftlichen oder beruflichen Charakters ver- 
weigern, wie es etwa die Handelskammern, 
Landwirtschaftskammern oder Handwerks- 
kammern darstellen, unter Vorbehalt der 
Entscheidungen, die in dieser Hinsicht die 
besagten Organismen oder Organisationen 
im Rahmen ihrer Kompetenzen selbst 
treffen können. 

Die Staatsangehörigen einer jeden der 
Hohen Vertragschließenden Parteien sind 
ohne irgendeine Einschränkung auf dem Ter- 
ritorium einer der anderen Hohen Vertrag- 
schließenden Parteien zur Ausübung der 
Funktionen eines Schiedsrichters innerhalb 
eines Schiedsgerichts zwischen Einzelpersonen 
zugelassen. 

ARTIKEL 7 

Benutzung der öffentlichen Dienste 

Die Staatsangehörigen einer der Hohen 
Vertragschließenden Parteien, die sich auf 


dem Territorium einer andern Hohen Ver- 
tragschließenden Partei niedergelassen haben, 
sind auf völlig gleichem Fuße mit den Ein- 
heimischen an der Nutznießung des ärztlichen 
Beistandes, der Krankenhäuser und der an- 
deren öffentlichen Dienste zugelassen, unter 
Vorbehalt der Bestimmungen im Bereich der 
Sozialversicherungen. Auf dem Gebiete des 
Unterrichts haben sie die gleidien Rechte und 
Pflichten wie die Einheimischen. 

ARTIKEL 8 

öffentliche Pflichten und Funktionen 

Die Staatsangehörigen einer jeden der 
Hohen Vertragschließenden Parteien, die sich 
auf dem Territorium einer andern Hohen 
Vertragschließenden Partei niedergelassen 
haben, sind von jeder richterlichen oder 
irgendwie verwaltungsmäßigen Funktion be- 
freit. 

Sie sind ebenfalls — sowohl in Friedens- 
zeiten wie auch in Kriegszeiten — auf dem 
Territorium einer jeden andern Hohen Ver- 
tragschließenden Partei von jedem militä- 
rischen Pflichtdienst befreit, wenn sie nach- 
weisen können, daß sie diese Verpflichtung 
dem Staat gegenüber erfüllt haben, dessen 
Angehörige sie sind. 

Dessen ungeachtet sind die Staatsangehöri- 
gen einer jeden der Hohen Vertragschließen- 
den Parteien, die sich auf dem Territorium 
einer anderen Hohen Vertragschließenden 
Partei niedergelassen haben, in Kriegszeiten 
und im Falle öffentlicher Notstände zu den 
gleichen zivilen Dienstleistungen wie die Ein- 
heimischen angehalten. 

Die Staatsangehörigen einer jeden der 
Hohen Vertragschließenden Parteien sind 
den gleichen Leistungsablieferungen und Be- 
freiungsauflagen auf ihr Hab und Gut unter- 
worfen, denen auf Grund von gesetzlichen 
Bestimmungen auch alle anderen Staats- 
angehörigen dieses Landes unterworfen sind. 

Im Falle der Verstaatlichung eines Produk- 
tionszweiges oder einer Dienststelle von 
öffentlichem Interesse durch eine der Hohen 
Vertragschließenden Parteien, haben die aus 
den anderen Hohen Vertragschließenden 
Parteien hervorgegangenen Unternehmun- 
gen, die ihre Tätigkeit in der besagten 
Branche oder in dem besagten Dienst aus- 
übten, das Recht auf eine zumindest ebenso 
günstige Behandlung wie die Unternehmun- 
gen der Einheimischen, 
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ARTIKEL 9 
Steuerliche Regelung 

Unter Vorbehalt- der Bestimmungen im 
bereits abgeschlossenen oder noch abzuschlie- 
ßenden Abkommen über Doppelbesteuerung 
sind die Staatsangehörigen einer jeden der 
Hohen Vertragschließenden Parteien auf dem 
Territorium einer anderen Hohen Ver- 
tragschließenden Partei weder anderen, noch 
höheren Abgaben, Taxen, Steuern oder 
Kontributionen — welche Bezeichnung sie 
auch immer haben mögen — unterworfen 
als denjenigen, zu denen die einheimische 
Bevölkerung gleichfalls verpflichtet ist. Unter 
den gleichen Bedingungen wie den Ein- 
heimischen stehen ihnen insbesondere auch 
die Reduktionen oder Erlasse von Steuern 
und Taxen zu, ebenso, wie die Grundnach- 
lässe einschließlich der für den Familienstand 
zugebilligten Abzüge, 

Die vorangegangenen Bestimmungen bilden 
gegebenenfalls kein Hindernis für die Er- 
hebung einer sogenannten Aufenthaltssteuer 
oder einer Taxe, die der Durchführung 
der polizeilichen Formalitäten dient, d, h. 
wenn diese Taxen ebenfalls bei den anderen 
Ausländern erhoben werden. Ihre Höhe darf 
jedoch jene Taxen nicht überschreiten, die bei 
den Staatsangehörigen eines jeden andern 
Landes erhoben werden. 

ARTIKEL 10 

Die Lage der ausländischen Kolonien 

Die Angehörigen einer der Hohen Ver- 
tragschließenden Parteien können keinesfalls 
auf dem Territorium einer anderen eine Son- 
derbehandlung in Anbetracht ihrer völ- 
kischen, sprachlichen oder religiösen Gemein- 
schaft fordern. 

Die Hohen Vertragschließenden Parteien 
erkennen an, daß es ihnen unter Vorbehalt 
des normalen diplomatischen Schutzes Ihrer 
Staatsangehörigen im Ausland untersagt ist, 
hinsichtlich Ihrer respektiven Kolonien in 
einer Form zu intervenieren, die geeignet 
sein könnte, die politische Einheit oder die 
Unabhängigkeit des Gastlandes zu gefähr- 
den. 

ARTIKEL 11 

Die territoriale Anwendung des Abkommens 

Jede Hohe Vertragschließende Partei kann 
im Augenblick der Ratifikation oder in der 


Folge zu jedem anderen Zeitpunkt durch eine 
an den Generalsekretär des Europarates ge- 
richtete Mitteilung erklären, daß das vor- 
liegende Abkommen sich auf alle Territorien 
oder auf irgendeines der Territorien, deren 
internationale Beziehungen es sichert, er- 
strecken soll. 

Das Abkommen erstreckt sich auf ein oder 
auf die in der Mitteilung bezeichneten Terri- 
.torien, und zwar vom dreißigsten Tage ab, 
der dem Datum folgt, an welchem der 
Generalsekretär des Europarates diese Mit- 
teilung erhalten hat. 

In den besagten Territorien werden die 
Bestimmungen des vorliegenden Abkommens 
unter Zugrundelegung der örtlichen Not- 
wendigkeiten wirksam. 

ARTIKEL 12 

Auswirkung des Abkommens auf andere 
Verträge 

Nichts in dem vorliegenden Abkommen 
kann den Bestimmungen einer jeden anderen 
schon abgeschlossenen oder noch abzuschlie- 
ßenden Übereinkunft — gleichgültig ob es 
sich um einen Vertrag oder ein Abkommen 
handelt — zwischen gewissen Hohen Vertrag- 
schließenden Parteien entgegenstehen, auf 
Grund derer Staatsangehörigen einer anderen 
Hohen Vertragschließenden Partei der Eln- 
heimischen-Status in noch weltergehendem 
Maße gewährt werden könnte. 

ARTIKEL 13 

Regelung von Streitigkeiten 

Jede der Hohen Vertragschließenden Par- 
teien kann nach Erschöpfung der internen 
Hilfsmittel durch Vermittlung des General- 
sekretärs des Europarates, die durch die Kon- 
vention von Rom vom 4. November 1950 
eingesetzte Kommission mit Jedem Verstoß 
gegen die Bestimmungen des vorliegenden 
Abkommens befassen. Die Kommission hält 
sich in diesem Falle an die Richtlinien der 
Konvention von Rom. 

Im Falle des Schelterns einer freundschaft- 
lichen Regelung kann der Streitfall auf Ini- 
tiative einer der Parteien unter der Be- 
dingung an den Internationalen Geridatshof 
übertragen werden, daß alle beide Parteien 
dem Statut des Gerichtshofes angehangen und 
die Klausel der Im Artikel 36 dieses Statuts 
vorgesehenen obligatorischen Jurisdiktion 
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angenommen haben. Sollte dies nicht der Fall 
sein, können die Hohen Vertragschließenden 
Parteien Übereinkommen, den Streitfall von 
den interessierten Parteien dem Gericht 
unterbreiten zu lassen, das von der Konven- 
tion zur Erhaltung der Menschenrechte ge- 
bildet ist unter der Bedingung, daß die Juris- 
diktion dieses Gerichtes für die Regelung von 
Streitfällen, die aus der Auslegung oder An- 
wendung dieses Abkommens entspringen, 
von ihnen angenommen worden ist. Andern- 
falls müßte der Streitfall einem Sdiieds- 
gericht unterbreitet werden, das gemäß der 
Konvention vom 18. Oktober 1907 für die 
friedliche Regelung von internationalen Kon- 
flikten gebildet Ist, oder schließlich einem 
jeden anderen Schiedsgericht ihrer Wahl. 

ARTIKEL 14 

Unterzeichnung und Ratifikation 

Das vorliegende Abkommen ist zur Unter- 
schrift durch die Mitgliedstaaten des Europa- 
rates offen. Es wird ratifiziert werden. Die 
Ratifikationsurkunden werden beim General- 
sekretär des Europarates niedergelegt. 

Das vorliegende Abkommen tritt nach 
Niederlegung von acht Ratifikationsurkun- 
den in Kraft, 

Für jeden Signatar, der dasselbe soäter 
unterzeichnen sollte, tritt das Abkommen mit 
der Niederlegung seiner Ratifikationsurkunde 
in Kraft. 

Der Generalsekretär des Europa-Rates 
wird allen Mitgliedern des Rates das In- 


krafttreten des Abkommens, die Namen der 
Hohen Vertragschließenden Parteien, die 
dasselbe ratifiziert haben, sowie die Nicder- 
legung einer jeden späterhin elntreffendcn 
Ratifikationsurkunde bekannt ^ebcn. 

ARTIKEL 15 

Aufkündigung 

Eine Hohe Vertragschließende Partei kann 
das vorliegende Abkommen nicht vor Ab- 
lauf eines Zeitraums von zwei Jahren — be- 
ginnend mit dem Datum des Inkrafttretens 
des Abkommens für sie selbst — und nur 
mittels einer auf 6 Monate festgesetzten Vor- 
ankündigung in Form einer Mitteilung an 
den Generalsekretär des Europarates, der 
seinerseits die anderen Hohen Vertragschlie- 
ßenden Parteien davon unterrichtet, aufkün- 
digen. 

Diese Aufkündigung kann nicht zur Wir- 
kung haben, die betreffende Hohe Vertrag- 
schließende Partei von den Verpflichtungen 
zu entbinden, die in dem vorliegenden Ab- 
kommen betr. eines jeden Faktums enthalten 
sind, das eine Verletzung seiner Verpflichtun- 
gen darstellen und von ihr vor dem Zeit- 
punkt durchgeführt sein könnte, an welchem 
die Aufkündigung wirksam wird. 

Unter dem gleichen Vorbehalt würde jede 
Hohe Vertragschließende Partei, die aufhören 
sollte, Mitglied des Europarates zu sein, eben- 
falls aufhören. Hohe Vertragschließende Par- 
tei zu sein. 
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Empfehlung 2 


Betr.: Vertragsentwurf, der sich auf die Schaffung eines europäischen Flüchtlingsamtes 

erstreckt^) 


Die Versammlung, 

In der Annahme, daß der Ministerausschuß, 
in vollem Einvernehmen mit der Empfeh- 
lung Nr. 30 vom 26. August 1950, den be- 
sonders dringlichen Charakter des Flüchtlings- 
problems anerkannt hat, 

In der weiteren Annahme, daß dieses Pro- 
blem eng mit dem allgemeineren der Arbeits- 
kräfte und der Auswanderung verbunden ist, 
und nach Kenntnisnahme des Entwurfes über 
ein internationales Abkommen zur Schaf- 
fung eines Europäischen Flüchtlingsamtes, der 
von ihrem Sonderausschuß für Flüchtlings- 
fragen worbereltet worden ist, 

Billigt das Ziel und die allgemeinen Prin- 
zipien dieses Vertragsentwurfes, der In der 
folgenden Anlage wiedergegeben ist. 

Nimmt mit Befriedigung von der Entschei- 
dung des Ministerrates Kenntnis, in kurzer 
Zeit vom Generalsekretär eine vorbereitende 
Versammlung von Sachverständigen einberu- 
fen zu lassen, die die Maßnahmen zur 
Lösung des Flüchtlingsproblems und des Be- 
völkerungsüberschusses zu prüfen haben, und 

-) Diese Empfehlung ist von der Versammlung 
während ihrer 15. Sitzung, am 14. Mai 1951, an- 
genommen worden (siehe Dokument 43, Bericht des 
Sonderausschusses für Elüchtlingsfragen). 


Fordert, daß der Entwurf eines Internatio- 
nalen Abkommens, wie er vom Sonderaus- 
schuß für Flüchtlingsfragen vorbereitet wor- 
den ist, bei dieser Versammlung bekannt ge- 
geben wird, fordert weiter, daß die Aufmerk- 
samkeit der Sachverständigen besonders auf 
die Artikel 1, 2 und 3 dieses Entwurfes einer- 
seits, und auf den spezifisch europäischen 
Asnekt dieses In Frage stehenden Problems 
andrerseits, gerichtet sein soll, 

Fordert ebenfalls, daß der Sachverstän- 
digenaussdiuß unter Berücksichtigung des 
von seiten der verschiedenen internationalen 
Organisationen — deren Wirkungsbereich 
sich auf Flüditlingsf ragen und Fragen der Ar- 
beitskraft erstreckt — Erreichten, das Ge- 
neralsekretariat in die Lage versetzt, eine ge- 
meinsame europäische politische Linie in der 
Frage der Wanderarbeit im Allgemeinen und 
der Flüchtlinge Im Besonderen abzustecken, 
bevor noch die Kaupt Versammlung für Wan- 
derarbeit der OIT im Monat Oktober in 
Neapel Zusammentritt. 

Sie fordert schließlich, daß der Bericht des 
Generalsekretärs über die Arbeit des Sach- 
verständigenausschusses der Vollversamm- 
lung sowie dem Sonderausschuß für Flücht- 
lingsfragen bekanntgegeben wird. 
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Anhang 

Entwurf eines Abkommens über die Schaffung eines Europäischen Flüchtlingsamtes 


Die Mitgliedsregierungen des Europarates 
ARTIKEL I 

Es wird ein Europäisches Flüchtlingsamt 
geschaffen, das mit Vollmachten und Funk- 
tionen ausgestattet ist, wie sie in den nach- 
folgenden Bestimmungen vorgesehen sind. 

ARTIKEL II 

Als „Flüchtling“ im Sinne des vorliegenden 
Abkommens wird jede Person erachtet, die 
sich, infolge der politischen Ereignisse der 
beiden Weltkriege, nicht an einem Wohnsitz 
ihrer Wahl befindet, nachdem sie ihren Hei- 
matort unter Einwirkung von Zwang oder 
physischer Bedrohung infolge ihrer politi- 
schen Ansichten oder ihrer religiösen oder 
nationalen Zugehörigkeit oder ihrer völ- 
kischen Abstammung wegen hat aufgeben 
müssen. 

ARTIKEL III 

Das Europäische Flüchtlingsamt hat die 
Aufgabe, bei der Wiederseßhaftmachung der 
europäischen Flüchtlinge ohne Unterschied 
oder Diskriminierung gemäß der Weltdekla- 
ration der Menschenrechte von 1948 und der 
Europäischen Konvention der Menschenrechte 
von 1950 zu helfen. 

Zu diesem Zweck hat es die Machtbefug- 
nisse: 

a) zur Sicherung des juridischen und poli- 
tischen Schutzes der europäischen Flüchtlinge, 
sei es durdi Intervention bei den einzelnen 
Regierungen, sei es durch Anregung oder Er- 
leichterung von Abkommen mit diesen; 

h) zur Schaffung von Beziehungen, zur 
Zusammenarbeit mit der UNO und dem 
Hohen Flüchtlingskommissariat mit dem Ziel, 
die Wirksamkeit seiner Tätigkeit zu ver- 
größern und Doppelarbeit zu vermeiden. 


c) Mit den interessierten Regierungen und 
eventuell auch in Zusammenarbeit mit an- 
deren internationalen Organisationen die all- 
gemeinen Richtlinien einer Politik festzu- 
legen, die darauf äbzielt, die Flüditlinge 
wieder einzuordnen und in den Genuß der 
Vollbeschäftigung zu setzen, und zwar auf 
Grund einer geographischen Neuverteilung, 
die gleichfalls der Notwendigkeit Rechnung 
trägt, einen bevölkerungspolitischen Über- 
druck an den Grenzen gewisser Länder zu 
vermeiden. 

d) Auf der Grundlage der allgemeinen 
Richtlinien, die den Bestimmungen des vor- 
angegangenen Absatzes entspringen, konkrete 
Pläne zu einer Neuverteilung und Wiederseß- 
haftmachung — sowohl in Europa als auch in 
Überseeländern — auszuarbeiten und bei der 
Durchführung dieser Pläne behilflich zu sein. 

e) Den interessierten Regierungen Finan- 
zierungspläne zu unterbreiten, die geeignet 
sind, die in Absatz (d) vorgesehenen Ziele in 
die Wirklichkeit umzusetzen. 

f) Mit den repräsentativen Flüchtlingsver- 
bänden sowohl, wie mit den religiösen und 
laizistischen Wohltätigkeits- und Hilfsver- 
bänden nationaler oder internationaler Art 
eine ständige Verbindung herzustellen. 

g) Jede Verwaltungs- oder Exekutivauf- 
gabe — sowohl innerhalb des Generalsekreta- 
riats des Europarates, als auch im eigentlichen 
Rahmen des Amtes selbst — durchzuführen, 
die aus der Tätigkeit des Rates oder des Am- 
tes heraus entspringt. 

ARTIKEL IV 

Das Europäische Flüchtlingsamt kann eben- 
falls mit jeder anderen internationalen Auf- 
gabe betraut werden, die ihr auf Grund eines 
gemeinsamen Beschlusses der Vertreter der 
Hohen Vertragschließenden Mächte inner- 
halb der Beratenden Versammlung oder ihrer 
Vertreter im Ministerrat auf gegeben wird. 


14 



ARTIKEL V 

Das Europäische Flüchtlingsamt umfaßt: 

1. einen Verwaltungsrat, 

2. einen Generaldirektor, sowie das not- 
wendige Personal zur Durchführung 
seiner Aufgaben. 

ARTIKEL VI 

Der Verwaltungsrat setzt sich aus 7 Mit- 
gliedern zusammen, die von den Vertretern 
der Hohen Vertragschließenden Mächte irn 
Ministerrat, sowie aus 7 weiteren Mitgliedern, 
die von den Vertretern der Hohen Vertrag- 
schließenden Mächte in der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates ernannt werden. 
Jede der Hohen Vertragschließenden Mächte 
darf nicht durch mehr als ein Mitglied ihrer 
Nationalität im Verwaltungsrat vertreten 
sein. 

Der Generaldirektor hat ebenfalls einen 
Sitz im Verwaltungsrat, jedodi nur mit be- 
ratender Stimme. Jede interessierte Regie- 
rung, soweit sie Mitglied des Europarates ist, 
aber keinen eigenen Sitz im Verwaltungsrat 
hat, kann zu diesem einen Vertreter entsen- 
den, der an den Beratungen mit beratender 
Stimme teilnehmen darf. 

ARTIKEL VII 

Die Dauer des Mandates im Verwaltungs- 
rat beträgt ein Jahr. Die Mitglieder sind 
wieder wählbar. Die Zusammensetzung des 
Rates ist nach einem von den Vertretern der 
Hohen Vertragschließenden Mächte im Mi- 
nisterrat und in der Beratenden Versamm- 
lung festgesetzen Schema partiell zu erneuern. 

ARTIKEL VIII 

Der Verwaltungsrat setzt die allgemeine 
Politik des Amtes fest, kontrolliert die Tätig- 
keit des Generaldirektors, empfängt von 
diesem periodische Berichte, billigt das Ver- 
waltungsbudget des Amtes und gibt jede 
Empfehlung, die er zur Durchführung der 
Ziele des Amtes für nützlich erachtet. 

ARTIKEL IX 

Der Verwaltungsrat faßt seine Beschlüsse in 
allen jenen Fragen, die nidit die Geschäfts- 
ordnung betreffen, mit einer Zweidrittel- 
mehrheit der abgegebenen Stimmen. Seine 
Beschlüsse in Fragen der Geschäftsordnung 


jedoch mit der einfachen Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen. 

ARTIKEL X 

Der Verwaltungsrat setzt seine Satzungen, 
die notwendigerweise alle jene 'Bestimmungen 
einbegreifen, die zu diesem Zweck von Seiten 
der Vertreter der Hohen Vertragschließen- 
den Mächte im Ministerrat und in der Be- 
ratenden Versammlung an ihn übermittelt 
worden sind, selbst fest. 

ARTIKEL XI 

Die Beschlüsse der Vertreter der Hohen 
Vertragschließenden Mächte im Ministerrat 
und in der Beratenden Versammlung werden 
gemäß der in ihren entsprechenden Satzun- 
gen vorgesehenen Verfahrens- und Abstim- 
mungsvorschriften gefaßt. 

ARTIKEL XII 

Die Empfehlungen des Verwaltungsrates 
werden der Beratenden Versammlung über- 
mittelt. Nach einer eventuellen Diskussion im 
Rahmen der letzteren formulieren die Ver- 
treter der Hohen Vertragschließenden Mächte 
bei der Beratenden Versammlung ihre An- 
sichten, die, begleitet von der Empfehlung 
des Verwaltungsrates, den Vertretern der 
Hohen Vertragschließenden Mächte im 
Ministerrat übermittelt werden, der seiner- 
seits — nach einer eventuellen Debatte inner- 
halb des Rates — in der Folge das tut, was 
er für nützlich erachtet. 

ARTIKEL XIII 

Der Verwaltungsrat richtet jedes Jahr an 
den Ministerrat und an die Beratende Ver- 
sammlung des Europarates Berichte, denen 
die des Generaldirektors in der Anlage bei- 
gefügt werden. 

ARTIKEL XIV 

Der Generaldirektor wird auf Vorschlag 
des Generalsekretärs des Europarates durch 
einen gemeinsamen Beschluß der Vertreter 
der Hohen Vertragschließenden Mächte in 
der Beratenden Versammlung und ihrer 
Vertreter im Ministerrat bestimmt. Diese 
Bestimmung erstreckt sich auf fünf Jahre. 
Das Mandat ist wiederholbar. 
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ARTIKEL XV 

Der Generaldirektor bereitet das Verwal- 
tungsbudget des Amtes vor, sorgt für seine 
Innehaltung und erfüllt jede Verwaltungs- 
mäßige Aufgabe, die von den Organen des 
Europarates gefordert wird. 

ARTIKEL XVI 

Der Generaldirektor repräsentiert das 
Europäische Flüchtlingsamt bei Regierungen 
und internationalen Organisationen, sichert 
die Durchführung der allgemeinen Politik 
und der besonderen Entscheidungen des Ver- 
waltungsrates, schließt im Namen des Amtes 
Verwaltungsabmachungen und sichert die 
Verbindung zum Europarat. 

ARTIKEL XVII 

Der Generaldirektor sowie das Personal ge- 
hören zum Sekretariat des Europarates und 
infolgedessen sind die Bestimmungen über 
Unabhängigkeit, Privilegien und Immunität 
sowie das Personalstatut des General- 
sekretariats auf sie anzuwenden. 

ARTIKEL XVIII 

Die Einnahmen sind durch Abgaben oder 
Subventionen der Regierungen oder durch 
Stiftungen von Privatpersonen oder auch 
durch Anleihen gesichert. Die Abgaben wer- 
den unter den Hohen Vertragsdiließenden 
Mächten nach einem vom Generalsekretär 
des Europarates ausgearbeiteten Schlüssel mit 
Zustimmung der interessierten Regierungen 
aufgeteilt. 

ARTIKEL XIX 

Die Stiftungen werden vom Generaldirek- 
tor mit Genehmigung des Verwaltungsratcs 
des Amtes entgegengenommen. 

ARTIKEL XX 

Die Anleihevorschläge werden vom Gene- 
raldirektor formuliert und mit Zustimmung 
des Verwaltungsrates und zusammen mit 
einer Empfehlung der Vertreter der Hohen 
Vertragsdiließenden Mächte in der Beraten- 
den Versammlung, den Vertretern der 
Hohen Vertragschließenden Mächte im Mi- 
nisterrat übermittelt. Diese ermächtigen den 
Generaldirektor mit den in Frage kommen- 
den Stellen bindende Abmadiungen zu 
treffen. 


ARTIKEL XXI 

Jede Billigung einer Ausgabe ist erst nach 
einem Beschluß, der gemäß den vorangegan- 
genen Bestimmungen getroffen wurde, und 
der die Festsetzung der Einnahmen entspre- 
chend den Ausgaben gestattet, definitiv. 

ARTIKEL XXII 

Als Sitz des Amtes ist Straßburg fest- 
gesetzt. Er kann durch Beschluß des Verwal- 
tungsrates an jeden anderen Ort gelegt 
werden. 

ARTIKEL XXIII 

Das Amt und die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates genießen auf dem Territorium 
der Hohen Vertragschließenden Mächte die 
notwendige Immunität und die notwendigen 
Vorrechte zur Durchführung ihrer Aufgaben. 

ARTIKEL XXIV 

Das Amt besitzt den Status einer juristi- 
schen Person und ist berechtigt, Verträge oder 
Käufe abzuschließen, mobile oder immobile 
Werte zu mieten, vor Gericht als Zeuge zu 
fungieren, Anleihen aufzunehmen oder An- 
Icihegarantien zu erteilen sowie jede andere 
Operation durchzuführen, die die Erledigung 
seiner Aufgaben erfordert. 

ARTIKEL XXV 

Das Amt, seine Sachwerte und Guthaben, 

— gleichwo sich ihr Sitz befinden sollte und 
gleich wer als Inhaber fungiert — genießen 
die Immunität der Jurisdiktion, wenn der 
Verwaltungsrat nicht ausdrücklich darauf 
verzichtet hat. Dieser Verzicht kann sich je- 
doch nicht auf Maßnahmen der gewaltsamen 
Vollstreckung beziehen, es sei denn, daß es 
sich um Operationen kommerzieller Art han- 
delt und der Verwaltungsrat durch einen 
Sonderbeschluß ausdrücklich auf dieses Privi- 
leg verzichtet hat. 

ARTIKEL XXVI 

Die Räume und Gebäude des Amtes sind 
unverletzlich. Sein Besitz und seine Guthaben 

— wo sie sich auch befinden mögen und wer 
auch immer ihre Inhaber sein sollten — sind 
von jeder Durchsuchung, Requisition, Be- 
schlagnahmung oder Enteignung ausgeschlos- 
sen, ebenso wie von jeder anderen Form ver- 
waltungsmäßigen oder richterlichen Ein- 
griffes. 
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ARTIKEL XXVII 

Die Ardiive des Amtes und allgemein alle 
Dokumente, die dem Amt gehören oder im 
Besitze des Amtes sind, sind unverletzlich, wo 
sie sich auch immer befinden mögen. 

ARTIKEL XXVIII 
(Devisenbestimmungen) 

ARTIKEL XXIX 

Das Amt, seine Guthaben, Einkünfte und 
anderen Besitztümer sind befreit; 

a) von jeder direkten oder indirekten 
Steuer, falls es sich nicht um eine einfache 
Gebühr für eine Dienststelle der öffentlichen 
Dienste handeln sollte, 

b) von jeder Zollabgabe, jedem Einfuhr- 
vtthot oder jeder Art Ein- und Ausfuhr- 


beschränkung für diejenigen Artikel, die dazu 
bestimmt sind, die Aufgaben des Amtes oder 
von demselben übernommene Arbeiten zur 
Ausführung zu bringen. Die auf diese Weise 
ohne Zoll eingeführten Artikel dürfen nicht 
auf dem Territorium des Landes, in das sie 
eingeführt wurden, verkauft werden, es sei 
denn unter Bedingungen, die von der Re- 
gierung dieses Landes genehmigt sind. 

ARTIKEL XXX 

Jeder Prozeß zwischen dem Amt und 
Einzelpersonen im Hinblick auf etwaige 
Lieferungen, Arbeiten oder den Ankauf von 
Immobilien auf Rechnung des Rates ist einer 
verwaltungsmäßigen Jurisdiktion unterwor- 
fen, deren Status nach Billigung durch den 
Ministerrat durch Beschluß des General- 
sekretärs des Europarates festgesetzt werden 
soll. 
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Empfehlung 3 


Betr.: Errichtung eines Europäischen Amtes für Arbeit und Soziale Sicherheit der 

Wanderarbeiter^) 


Die Versammlung: 

a) Bestätigt die Notwendigkeit der Er- 
richtung eines Europäischen Arbeitsamtes, das 
beauftragt ist, im allgemeinen Interesse die 
Arbeiterpolitik der verschiedenen interessier- 
ten Länder zu koordinieren und die Bestim- 
mungen zu den überseeischen Einwanderungs- 
Ländern zu entwickeln. Dieses Amt sollte in 
enger Zusammenarbeit mit der OEEC und 
dem Internationalen Arbeitsamt geschaffen 
werden; 

Dies« Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 15. Sitzung am 14. Mai 1951 an- 
genommen (siehe Dokument 36, Bericht des Aus- 
schusses' für Soziale Fragen). 


b) Betont, daß das erste soziale Recht des 
Wanderarbeiters ist, sich von seiner Familie 
begleiten oder sie innerhalb kürzester Frist 
nachkommen zu lassen. Auf jeden Fall sollte 
die Familie des Wanderarbeiters alle Vorteile 
genießen, auf die sie normal das Recht hat, 
ohne daß der Aufenthaltsort einen einschrän- 
kenden Faktor bilden sollte; 

c) Empfiehlt, daß man diese Notwendig- 
keit bei der Ausarbeitung von Plänen für 
multilaterale Abkommen über Soziale Sicher- 
heit besonders in Rechnung ziehe und daß 
die Aufmerksamkeit der interessierten Re- 
gierungen auf diesen Punkt gerichtet werden. 
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Empfehlung 4 

Betr,: Tätigkeitsbericht der OEEO) 


Die Versammlung 

In der Erwägung, daß die von der 
OEEC auf dem Gebiete der europäischen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit geleisteten 
Arbeiten einen wertvollen Beitrag zur Ver- 
wirklichung der Ziele darstellen, zu deren 
Erreichung sich beide Organisationen ver- 
pflichtet haben, 

Begrüßt die Tatsache, daß ihr die OEEC 
einen ersten Bericht gemäß den vom Mi- 
nisterrat und dem Rat der OEEC ge- 
nehmigten Vereinbarungen zur Stellung- 
nahme vorgelegt hat. 

Nimmt davon Kenntnis, daß sich der in 
Frage stehende Bericht mehr auf das erstrecht, 
was in der Vergangenheit erreicht worden ist, 

') Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 16. Sitzung am 15. Mai 1951 an- 
genommen (siehe Dokument 49, Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftsfragen). 


als auf die sehr dringenden Fragen, denen 
Europa gegenwärtig gegenübersteht, 

und 

Gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die 
OEEC bei den Beriditen, die sie anläß- 
lich der künftigen Tagungen der Versamm- 
lung vorlegen wird, folgende Anregungen 
berücksichtigen wird: 

a) der Bericht muß dem Generalsekretariat 
3 Wochen vor dem Beginn jedes Teils der 
Sitzungsperiode zur vorherigen Mitteilung 
an den Ausschuß für Wirtschaftsfragen vor- 
gelegt werden, 

b) der Bericht muß in erster Linie be- 
sondere und aktuelle Probleme und die 
Fragen behandeln, auf die die OEEC in 
den folgenden Monaten ihre Arbeiten zu 
stützen gedenkt. 

Empfiehlt der Aufmerksamkeit der OEEC 
die verschiedenen während der Debatte ge- 
machten Vorschläge. 
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Empfehlung 5 

über eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet der Vollbeschäftigung*). 


Die Versammlung 

Lenkt die Aufmerksamkeit auf die Formu- 
lierung und Empfehlung für Vollbeschäfti- 
gung, die sie im August 1950 angenommen 
hat und deren allgemeine Prinzipien in der 
Form vom Ministerrat gebilligt wurden, 

Bemerkt mit Bedauern, daß nicht alle Mit- 
gliedsregierungen ihre Antworten auf den 
Fragebogen über Vollbeschäftigung, der in 
der oben erwähnten Empfehlung enthalten 
war, so rechtzeitig übermittelt haben, daß 
die Versammlung sie hätte untersuchen 
können, 

Bezieht sich auf den Bericht über „die Ziele 
der Vollbeschäftigung im Rahmen der Fragen 
der europäischen Zusammenarbeit“, der auf 
Weisung des Ausschusses für Soziale Fragen 
vom Generalsekretariat unter Mitarbeit 
mehrerer bedeutender Wirtschaftler vorbe- 
reitet wurde. 

Erkennt an, daß der engere Zusammen- 
schluß der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten, der eines der 
Ziele des Europarates ist, voraussetzt, daß 
jede Mitgliedsregierung sich bemühe, die 
Vollbeschäftigung und die Stabilität der 
Währung ln ihrer Wirtschaft zu erhalten 
und gut nachbarliche Handelsbeziehungen 
mit den anderen Mitgliedstaaten des 
Europarates zu unterhalten, und daß diese 
guten Beziehungen eine so weit wie möglich 
vorgetriebene Übereinstimmung der Finanz- 
Politik voraussetzen. 

Betont, daß der Kampf gegen die Arbeits- 
losigkeit und die Aufrechterhaltung der 
Währungs-Stabilität auf alle Fälle die Haupt- 
ziele der Innen-Politik der Mitgliedsländer 
bilden müssen, 

In dem Wunsch ihre feste Überzeugung 
auszudrücken, daß der inflationistische Druck, 

Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 16. Sitzung am 15. Mai 1951 an- 
genommen (siehe Dokument 50, 2. Bericht des Aus- 
schusses für Wirtsdiaftsfragen), 


der sich gegenwärtig in der Mehrzahl der 
Mitgliedstaaten wie in der übrigen Welt 
zeigt, eine der schwersten Gefahren für das 
innere und äußere wirtschaftliche Gleichge- 
wicht bildet, die wirtschaftliche und soziale 
Struktur der Mitgliedstaaten bedroht und 
die Gefahr bringt, ihre Handelsbeziehungen 
zu unterbrechen, 

1. Billigt die allgemeinen Ziele des vorbe- 
reitenden Berichts und nimmt von der 
empfohlenen Verfahrensweise Kenntnis. 

2. Empfiehlt dem Ministerrat, daß der 
Europarat und die OEEC gemeinsam eine 
Konferenz einberufen, um ein allgemeines 
Abkommen über Vollbeschäftigung und 
Gleichgewicht der Währung vorzubereiten. 

3. Drückt ihren Wunsch aus, bei dieser 
Konferenz vertreten zu sein. 

4. Schlägt dem Ministerrat den folgenden 
Rahmen für die Arbeiten der Konferenz vor: 

(a) Jeder Mitgliedstaat wird sich bemühen, 

(i) jederzeit genügend Anstellungsmöglich- 
keiten für alle arbeitssuchenden männlichen 
und weiblichen Arbeiter zu sichern, damit die 
Arbeitslosigkeit auf das Mindestmaß herab- 
gesetzt wird, das durch die Organisation des 
Arbeitsmarktes gegeben ist, und zu diesem 
Zweck ein Ziel der Vollbeschäftigung festzu- 
setzen, auf das die nationale Anstellungs- 
Politik zustreben muß; 

(ii) das innere geldliche Gleichgewicht zu 
erhalten, indem die Gesamtausgaben auf 
einem solchen Niveau gehalten werden, daß 
die Nachfrage weder inflationistische noch 
deflationistische T endenzen hervorruf en 
könne, und indem das Gleichmaß der In- 
landspreise in dem Maße gesichert werden, 
in dem die Schwankungen der Einfuhrpreise 
es gestatten; 

(üi) jedes Jahr ein Ausgabe-Programm für 
seine Einfuhr aus anderen Mitgliedstaaten 
festzusetzen, um die Handelsbeziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten zu stabilisieren. 
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(b) Das System, das aus der Europäischen 
ZahlungS“Union hervorgeht, sollte verbessert 
werden, und es wäre gut, es so zu ändern, 
wie es in dem fraglichen Bericht vorge- 
schlagen ist, damit es harmonischer den For- 
derungen des inneren Gleichgewichts und der 
europäischen Zusammenarbeit entspreche. 
Man sollte besonders die folgenden Maß* 
nahmen untersuchen: 

(i) ein zufriedenstellendes System sollte der 
EZU geeignete Mittel liefern, die ihr er- 
lauben würden, ununterbrochen genügend 
Kredite zur Verfügung zu stellen; 

(ii) die tatsächliche Macht der EZU, 
Empfehlungen zu formulieren und die 
Kredit-Verträge zu regeln, die den Gläubi- 
gern unter verschiedenen Umständen zugc- 
billigt werden, sollte vergrößert werden; 

(iii) man sollte beschließen, daß grundsätz- 
lich die Mitgliedsländer, um das Gleichge- 
wicht ihrer Zahlungsbilanz wieder herzu- 
stellen, Maßnahmen unterlassen sollten, die 
in der Tat eine Diskriminierung zwischen 
den Mitgliedsstaaten einführen außer auf 
Initiative . oder mit ausdrücklicher Zustim- 
mung der EZU; 

(iv) die Einrichtung sogenannter „konver- 
tibler Konten“ irn Rahmen der EZU, um 
teilweise oder ganz das gegenwärtige System 
der Bezahlung in Gold eines Teils des 
Defizits zu ersetzen, das ein Land bei der 
EZU hat. 

(c) Die Beratende Versammlung macht sich 
die Meinung zu eigen, die in dem fraglichen 
Bericht ausgedrückt war und nach der die 
Industrielle Entwicklung der ärmsten und 
wenigst entwickelten Gebiete Europas eines 
der dringendsten Probleme darstellt, das heute 
vor den Mitgliedstaaten des Europarates 
steht. Infolgedessen sollte die Konferenz, von 
der hier gesprochen wurde, die Möglichkeit 
untersuchen, die Arbeitslosigkeit In diesen 
Gebieten dank einer großangelegten Zusam- 
menarbeit zu unterdrücken, deren Ziel cs 
wäre, schnell eine Europäische Investitions- 
Bank einzurichten, die dem Europarat und 
der OEEC angeschlossen wäre und deren 
Funktionen In dem Bericht geschildert sind. 

(d) Da es heute noch keine genaue Statistik 
über den Arbeitsmarkt, die Preise und den 
Zustand des Internationalen Handels gibt, 
und im Hinblick auf die Tatsache, daß eine 
europäische Politik nationaler und inter- 
nationaler Stabilität den Zugang zu Statisti- 


ken nötig macht, die unbedingt sichere Ver- 
gleiche erlauben, sollten die Mitgliedsregie- 
rungen die notwendigen Maßnahmen treffen, 
um einheitliche Statistiken einzuführen, wo- 
bei die auf diesem Gebiet schon von anderen 
Internationalen Organisationen gemachten 
Arbeiten zu berücksichtigen wären. 

(e) Es wäre nötig, einen Ausschuß euro- 
päisdier Wirtschaftsberater zu bilden, der 
aus unabhängigen Fachleuten bestünde, die 
prüfen würden, in welchem Maße die Regie- 
rungen die verschiedenen Verpflichtungen 
erfüllen, die die Mitgliedsländer nach den Be- 
dingungen dieser Empfehlung übernehmen 
müßten, und die ihren Kommentar dazu 
geben würden. Der Berater-Ausschuß, der in 
enger Zusammenarbeit mit anderen inter- 
nationalen Organisationen arbeiten würde, 
müßte die OEEC und die EZU beraten 
und seine Gutachten über die Tätigkeit dieser 
Organe abgeben. Das Büro würde zweimal 
jährlich Berichte über alle diese Fragen der 
Beratenden Versammlung und dem Minister- 
rat vorlegen. 

(f) Nachdem sie obenstehend die allge- 
meinen Aufgaben der Konferenz skizziert 
hat, wünscht die Beratende Versammlung die 
folgenden Bemerkungen über besondere 
Punkte zu machen, die in dem fraglichen Be- 
richt betont wurden; 

(I) Nach Ansicht der Beratenden Versamm- 
lung sollte die Abwertung als Mittel zur 
Wiederherstellung des Gleichgewichts der Zah- 
lungsbilanz nur in Ausnahmefällen ange- 
wandt werden, wenn formell festgesetzt 
wurde, daß die Höhe der Kauf- und Selbst- 
preise des infragestehenden Landes in Be- 
ziehung zu denen anderer Länder ständig ge- 
stiegen ist. Man schlägt also vor, immer die 
Meinung des Europäischen Beirates auf 
diesem Gebiet einzuholen, bevor ein Mit- 
gliedsland die Neufestsetzung seiner Wechsel- 
kurse unternimmt. 

(Ii) Infolge der schweren Gefahren, die die 
augenblickliche Weltknappheit an Rohstoffen 
für die Aufrechterhaltung der Vollbeschäfti- 
gung bildet, sollten die Mitgliedsländer alles 
ihnen Mögliche tun, um den innereuro- 
päischen Austausch der notwendigsten In- 
dustrie-Erzeugnisse und Lebensmittel zu ent- 
wickeln und die schon im Rahmen der OEEC 
unternommenen Arbeiten beschleunigen, um 
die Erzeugung In diesen Gebieten zu er- 
höhen. 
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(iii) Man sollte betonen, daß das Problem 
der Vollbeschäftigung und das der Indu- 
strialisierung der wirtschaftlich rückständigen 
Länder des Europarates innig mit der Lage 
der Landwirtschaft in diesen Ländern ver- 
bunden ist. Ihre wirtschaftliche Entwicklung 
stellt einen in der Tat vor ein doppeltes 
Problem: erstens für Personen, die ihre Stel- 
lung in der Landwirtschaft als Folge der 
Mechanisierung und Modernisierung auf 
diesen Gebieten verloren haben, neue An- 
stellungsmöglichkeiten im eigenen Land, in 


den Mitgliedstaaten wie in den davon ab- 
hängigen überseeischen Gebieten zu finden, 
was wiederum neue Investitionen in den 
Bergwerks- und Erzeugungs-Industrien in 
den erwähnten kontinentalen und übersee- 
ischen Gebieten nötig macht; zweitens 
sichere Export-Märkte für den Überschuß 
der landwirtschaftlichen Erzeugung zu finden, 
die eine Folge der Mechanisierung der Land- 
wirtschaft ist und ein Ergebnis neuer indu- 
strieller Investitionen. 
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Empfehlung 6 


Betr.: Koordinierung der Wirtschaften der Mitgliedstaaten des Europarates 

mit denen der Überseeländer^) 


Die Versammlung 

Empfiehlt dem Ministerrat, die OEEC 
um eine Untersuchung derjenigen Methoden 
zu bitten, die geeignet sein können, eine 
engere Koordinierung zwischen der Wirt- 
schaft der Mitgliedstaaten des Europarates 
und derjenigen der Überseeländer, mit denen 
sie konstitutionelle Bindungen haben, zu er- 
reichen und ihm hierüber Bericht zu er- 
statten. 


Diese Empfehlung ist von der Versammlung im 
Verlaufe ihrer 16. Sitzung, am 15. Mai 1951, an- 
genommen worden (siehe Dokument 52, Bericht des 
Ausschusses für Wirtschaftsfragen). 
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Empfehlung 7 


Betr.; Einrichtung einer Einkaufs- und Vorratsstelle für Rohstoffe^) 


Die Versammlung 

Im Bewußtsein der wachsenden Lebenshal- 
tungskosten und der Schwierigkeiten, die 
hieraus für die Lohnempfänger und für alle 
jene erwachsen, die wie die Pensionäre an ein 
festes Einkommen gebunden sind, und 

In der Besorgnis um die steigenden Kosten 
des Verteidigungsprogrammes und die schwe- 
ren Lasten, die diese für die Steuerzahler 
nach sich ziehen. 

Mit der Feststellung weiter, daß diese 
wachsenden Kosten zu einem großen Teil 
eine Folge der Preiserhöhungen für Übersee- 
erzeugnisse sind, und 

Diese Empfehlung ist von der Versammlung im 
Verlaufe ihrer 17. Sitzung, am 15. Mai 1951, an- 
genommen worden (siehe Dokument 58, Bericht des 
Aussdiusses für Wirtschaftsfragen). 


Der Notwendigkeit Rechnung tragend, daß 
strategische Rohstoffe an Angreiferstaaten 
nicht geliefert werden dürfen, 

Ersucht den Ministerrat 

eine gemeinsame Aktion der Regierungen 
der Vereinigten Staaten, der Mitgliedstaaten 
des Europarates und des Vereinigten König- 
reiches ins Auge zu fassen, mit dem Ziel eine 
Einkaufs- und Vorratsstelle für Rohstoffe zu 
schaffen, die zur Aufgabe hätte: 

a) die Preise zu senken und die Märkte 
mit allen geeigneten Mitteln zu stabilisieren, 

b) auf der Grundlage gerechter Quoten 
und einer gemeinsamen Strategie in dieser 
Frage eine Lösung zu finden, die es ihren 
Mitgliedern gestattet, an den Zuteilungen 
für die Bildung von Rohstoffvorratslägern 
und für den laufenden Verbrauch teilzu- 
haben. 
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über den Vertrag 


Entschließung 1 


zur Gründung einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und StahE). 


Die Versammlung 

Begrüßt die Unterzeichnung des Vertrages 
zur Gründung einer Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl; 

Nimmt mit Befriedigung von den Be- 
stimmungen Kenntnis, durch die die Tätig- 
keiten der Gemeinschaft mit dem Europa- 
rat verbunden werden; 

Empfiehlt den Parlamenten der Mitglied- 
staaten dringend, den Vertrag sobald wie 
möglidi zu ratifizieren; 

Gibt der Hoffnung Ausdruck, daß das Ver- 
einigte Königreich und die anderen inter- 
essierten Länder nach Errichtung der Hohen 
Behörde die Möglichkeit prüfen werden, mit 
der Hohen Behörde zu einem modus vivendi 
zu gelangen, um die wirkliche Koordinierung 
ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen. 

Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 10. Sitzung am 11. Mai 1951 an- 
genommen (siehe Dokument 31, Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftsfragen), 
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Entschließung 2 


über die Beziehungen, die zwischen deni Kongreß der Vereinigten Staaten und der 
Beratenden Versammlung des Europarates hergestellt werden sollen^) 


Die Versammlung 

In der Auffassung, daß die freien Völker 
Europas und der Vereinigten Staaten zahl- 
reiche lebenswichtige Probleme gemeinhaben, 
und 

Von der Erwägung ausgehend,' daß ihre 
Solidarität nicht allein den gemeinsamen Ge- 
fahren entspringt, denen sit die Stirn zu 
bieten haben, sondern gleichfalls Ausdruck 
ihrer Gemeinsamkeit des Ursprungs, Gedan- 
kengutes und der Zivilisation ist, 

Nimmt davon Kenntnis, daß der Minister- 
rat in seiner Botschaft an die Versammlung 
erklärt hat, jede Initiative derselben mit 
Freude aufgreifen zu wollen, die zum Ziele 


Diese Entschließung ist von der Versammlung im 
Verlaufe ihrer 13. Sitzung, am 12. Mai 1951, an- 
genommen worden (si^he Dokument 45, Bericht des 
Ausschusses für allgemeine Angelegenheiten). 


habe, eine Verbindung mit dem Kongreß der 
Vereinigten Staaten herzustellen, und 

In der Ansicht, daß es von größter Wich- 
tigkeit für die öffentliche Meinung der 
Demokratien sei, wenn diese Probleme ge- 
meinsamen Interesses von den Delegationen 
beider Häuser des Kongresses der Vereinigten 
Staaten und der Beratenden Versammlung 
erörtert würden. 

Beauftragt ihr Büro 

Mit dem Kongreß der Vereinigten Staaten 
über die „Speaker" der beiden Kammern als 
Mittler in Verbindung zu treten, um eine 
öffentliche Diskussion dieser Probleme ge- 
meinsamen Interesses — wenn möglich in 
Straßburg oder, wenn die Umstände sich 
dafür besser eignen sollten, in Washington — 
zu einem Zeitpunkt und über eine Tages- 
ordnung zu organisieren, die auf Grund 
einer gemeinsamen Absprache der kompe- 
tenten Stellen des Kongresses und des Büros 
der Versammlung festzusetzen wären. 
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Entschließung 3 

Betr,: Hilfsmaßnahmen für Flüchtlinge^) 


Indem sie mit Zufriedenheit von dem Be- 
schluß des Ministerrates Kenntnis nimmt, 
eine Versammlung von Sachverständigen der 
Mitgliedsregierungen einzuberufen, die be- 
auftragt sein sollen, eine Lösung des Pro- 
blems der Flüchtlinge und der Übervölke- 
rung zu suchen, und 

Indem sie der Auffassung ist, daß die offen- 
sichtlichen Gefahren auf wirtschaftlichem 
und politischem Gebiet, die dem Flüchtlings- 
problem sowie dem Problem der Übervöl- 
kerung innewohnen, sofortige und konkrete 
Maßnahmen erfordern, die geeignet sind in 
jeder nur möglichen Hinsicht diese Situation 
zu lindern, die eine Folge des zweiten Welt- 
krieges und der Zweiteilung Europas ist, er- 
klärt 

Die Versammlung, 

Daß sie es lebhaft wünscht, der Sachver- 
ständigenausschuß möge, wenn er diese Frage 
behandelt, ebenso wie das Generalsekretariat, 
folgende Maßnahmen besonders untersuchen: 

1. Es muß, unter Zugrundelegung der 
Antworten auf die Fragen über die augen- 
blickliche Flüchtlingslage, näher umrissen 
werden, was als gemeinsame europäische Auf- 
gabe bei der Lösung dieses Problems ange- 
sehen werden soll. Es muß untersucht wer- 
den, welche Anstrengungen man vernunft- 
gemäß vom Aufnahmeland selbst fordern und 
welche Hilfe man von andern Mitglied- 
staaten des Europarates erwarten kann. 

2. Es ist vorauszusehen, daß eine tiefer- 
gehende Prüfung zeigen wird, daß das 
Flüchtlingsproblem, wie es sich z. B. in West- 
deutschland stellt, sowie die Probleme der 
Übervölkerung in anderen Ländern nicht 
ohne gewisse Auswanderungsmaßnahmen ge- 
löst werden können. Von Anbeginn an muß 
also die Frage geprüft werden, bis zu 

Diese Entschließung ist von der Versammlung im 
Verlaufe ihrer 15. Sitzung, am 14. Mai 1951, an- 
genommen worden (siehe Dokument 43, Bericht des 
Sonderausschusses für Flüchtlingsfragen). 


welchem Grade eine Teillösung möglich ist, 
die sich sowohl an das' Programm der UNO 
für die Entwicklung zurückgebliebener Län- 
der anlehnen könnte, wie auch an das Pro- 
gramm der Vereinigten Staaten, das im 
gleichen Ideenbereich aufgestellt ist und unter 
dem Namen „Punkt 4“ von Präsident 
Truman bekannt ist. 

3.. Des weiteren muß man die Tatsache in 
Betracht ziehen, daß gewisse Überseeländer, 
deren Wirtschaft entwickelter ist, häufig nur 
Einwanderer „produktiver Altersklassen'' 
aufnehmen und ihre Auswahl oft auf Tech- 
niker, Spezialarbeiter oder landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte beschränken. 

Wie die Dinge auch liegen mögen, die Be- 
rufsumschulung dürfte der entscheidendste 
Ausweg sein und es ist daher außerordentlich 
wichtig, alle jene Möglichkeiten zu über- 
prüfen, die für die Verwirklichung eines 
weitverzweigten Berufsumschulungs-Systems 
— sowohl unten den Flüchtlingen, wie aucli 
unter allen Arbeitslosen — gegeben sind und 
zwar unter einer gemeinsamen europäischen 
Leitung. 

4. Es ist vorauszusehen, daß zahlreiche 
Spezialarbeiter eine Beschäftigung außerhalb 
Europas suchen werden. Da Europa jedodi 
weder vom wirtschaftlichen, noch vom be- 
völkerungspolitischen Gesichtspunkt aus, den 
geringsten Vorteil davon hätte In mehr oder 
weniger großem Maße qualifizierte Arbeiter 
zu exportieren, so muß man ernsthaft die 
Frage prüfen, ob nicht jene europäischen Län- 
der, die das Flüchtlings- und Übervölkerungs- 
problem nicht kennen, — sondern auf ver- 
schiedenen Sektoren ihrer Wirtschaft eher 
einem Mangel an Arbeitskräften zu begegnen 
haben — Ihre Grenzen einer gewissen 
Quote von Einwanderungsarbeitern öffnen 
könnten, deren berufliche Spezialausbildung 
sie gemäß des vorangegangenen Absatzes 3 
zu erleichtern hätten. 

5. Es erscheint jedoch wahrscheinlich, daß 
das Flüchtlings- und Übervölkerungsproblem 
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nur sehr beschränkt durch eine kontingen- 
tierte Einwanderung nadi denjenigen Län- 
dern zu lösen ist, die dieses Problem ihrer- 
seits nicht kennen. 

Nichtsdestoweniger muß man — von der 
Hypothese ausgehend, daß die effektive Ver- 
wirklichung der Berufsumschulung neue Ar- 
beitsmöglichkeiten für die Flüchtlinge sowohl 
wie für alle Arbeitslosen in jenen Gebieten 
schaffen dürfte, in denen sich diese z. 2. be- 
finden, — es durchsetzen, daß ein technisches 
und handwerkliches Unterrichtssystem unter 
gemeinsamer europäischer Leitung ein inte- 
graler Teil der normalen Wirtschaft jener in 
Frage stehenden Regionen wird, in denen sich 
die Flüchtlinge oder die Überbevölkerung be- 
findet. Man muß des weiteren erreichen, daß 
dieses System sich mit allen jenen Maßnah- 
men kombiniert, die auf die Verwendung der 
bisher in Mitteleuropa unausgenutzten Pro- 
duktionskapazität abzielen, indem man seine 
Aufrnerksamkeit insbesondere jenen Indu- 
strien zuv/endet, die Infolge von „Eng- 
pässen“ zu leiden pflegen, sowie den auf ver- 
schiedenen industriellen Sektoren vorhan- 
denen Gleichgewichtsschwankungen . 

6. Obwohl es für den Augenblick nur 
möglich erscheint auf diese Weise lediglich 
zu einer Teillösung des Problems zu kom- 
men, da eine radikalere Lösung für das 
Problem in seiner Gesamtheit z. 2. noch 
fehlt, so muß man die Frage doch ernsthaft 
prüfen, ob nicht eine beträchtliche Anzahl 


von Flüchtlingen und Arbeitslosen in euro- 
päischen öffentlichen Arbeiten beschäftigt 
werden könnte. Es würde sich gegebenenfalls 
um ein Programm handeln, das für eine 
Reihe von Ländern von gemeinsamen Inter- 
esse wäre und man könnte da insbesondere 
an die verschiedenen Vorschläge, die auf dem 
Gebiete der europäischen Verkehrswege ge- 
macht worden sind, denken. 

7. Man müßte das Finanzierungsproblem 
einer solchen gemeinsamen Bemühung In 
Europa, die darauf abzielt die Flüchtlings- 
frage und die Frage der Übervölkerung zu 
lösen, mit Sorgfalt prüfen. Diese Bemühung 
wird Ihren Ausdruck wahrscheinlidi zum 
großen Teil in der Form eines gemeinsamen 
Kostenbeitrages zur Schaffung von Investi- 
tionsmöglichkeiten finden. Man muß weiter 
feststellen, bis zu welchem Grad ein Unter- 
nehmen der oben genannten Art mittels 
internationaler Kredite oder durch eine An- 
leihe mit Internationalen Garantien finanziert 
werden könnte. 

8. Schließlidi muß man, von sozialen Ge- 
sichtspunkten ausgehend, untersuchen, bis zu 
welchem Punkt die Teilnahme an Maßnah- 
men zur Lösung des Helmatproblems der 
Flüchtlinge als eine gemeinsame europäische 
Aufgabe anzusehen ist. Bei der Unter- 
suchung dieser Frage muß man die Ver- 
änderlichkeiten In Rechnung stellen, die 
aus den Gegebenheiten des Arbeitsangebotes 
herrühren können. 
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Entschließung 4 


Betr.: Anregung der kulturellen und wissenschaftüdien Betätigung unter denjenigen Flücht- 
lingen, die europäischen Nationen angehören, die aber nicht im Europarat vertreten sind^) 


Die Versammlung beschließt: 

(i) Daß der Sonderausschuß mit den zu- 
ständigen Institutionen sowie den in Frage 
kommenden Organisationen Fühlung nimmt, 
die die inneren Probleme der von der west- 
lichen Welt abgetrennten Länder studieren, 
um auf diese Weise für die Arbeiten des 
Europarates deren Kenntnisse, Erfahrungen, 
Dokumentationen und Anregungen zu er- 
halten und auszuwerten; 

Diese Entschließung ist von der Versammlung 
’im Verlaufe ihrer 16. Sitzung, am 15. Mai 1951, 
angenommen worden (siehe Dokument 12, Bericht 
des Sonderausschusses, der mit der Wahrung der 
Interessen derjenigen europäischen Nationen beauf- 
tragt ist, die nicht im Europarat vertreten sind). 


(ii) Daß das Generalsekretariat eine Unter- 
suciiung bezüglich der kulturellen und 
wissenschaftlichen Organisationen und Ein- 
richtungen vornimmt, die bei den verschiede- 
nen nationalen Flüditlingsgruppen vor- 
handen sind; 

(iii) Daß in Verbindung mit dem Ausschuß 
für Fragen der Kultur und Wissenschaft ein 
Programm ausgearbeitet wird, das die Er- 
haltung und Anregung der freien kulturellen 
und wissenschaftlichen Betätigung der Flücht- 
linge zum Ziele hat; 

(iv) Daß in den Empfehlungen und Be- 
schlüssen der Versammlung entsprechende 
Hinweise eingefügt werden. 
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Entschließung 5 

billigt verschiedene Abänderungen des Statuts des Europarats^) 


Die Versammlung 

In Anbetracht dessen, daß sie im Lauf 
ihrer ersten und zweiten ordentlichen 
Tagung Empfehlungen formuliert hat, eine 
Revision des Statuts des Europarates möge 
durchgeführt werden, 

Im Hinblick darauf, daß die Abänderungs- 
forderungen vom Minister- Ausschuß in Zu- 
sammenarbeit mit den zuständigen Organen 
der Versammlung geprüft wurden, 

Nachdem der Minister- Ausschuß nach Ar- 
tikel 41 (d) des Statuts die vom Minister- 
Ausschuß gebilligten Änderungen des Statuts 
des Europarates vorgelegt hat, 

Billigt folgende Abänderungen des Statuts: 

(i) Abänderung des Artikels 23 des Statuts: 

Den Artikel 23 wie folgt formulieren: 

(a) Die Beratende Versammlung kann 
Empfehlungen hinsichtlich jedei 
Frage beraten und formulieren, die 
dem Ziel des Europarates ent- 
sprechen und unter seine Zustän- 
digkeit fallen, wie sie in Kapitel I 
definiert sind; sie berät über 
Empfehlungen und kann sie formu- 
lieren hinsichtlich jeder Frage, die 
ihr zur Einholung ihrer Meinung 
vom Minister- Ausschuß vorgelegt 
wurde. 

(b) Die Versammlung setzt ihre Tages- 
ordnung fest nach den Vors(?hriften 
des obigen Paragraphen (a), wobei 
sie die Tätigkeit der anderen 
zwischenstaatlidien europäischen 
Organisationen berücksiditigt, zu 
denen alle oder einige Mitglieder des 
Rates gehören. 

(c) Der Präsident der Versammlung 
entscheidet Im Zweifelsfalle, ob eine 
Im Laufe der Tagung aufgeworfene 
Frage zur Tagesordnung der Ver- 
sammlung gehört. 

Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
in ihrer 17. Sitzung am 15. Mai 1951 angenonm^eu 
(siehe Dokument 57, Bericht des Ausschusses für 
Allgemeine Angelegenheiten über die Antwort auf 
den Bericht und die Botschaft des Minister-Aus- 
Ausschusses). 


(ii) Abänderung des Artikels 25 des Statuts: 

Den ersten Satz des Paragraphen a) 
des Artikels 25 durch folgenden Text 
ersetzen: 

Die Beratende Versammlung setzt 
sidi aus Vetretern jedes Mitgliedes zu- 
sammen, die von ihren Parlamenten 
gewählt oder nach einem von diesem 
bestimmten Verfahren ernannt sind, 
allerdings unter dem Vorbehalt, daß 
die Regierung jedes Mitgliedes zusätz- 
liche Ernennungen vornehmen kann, 
wenn das Parlament nicht tagt und 
keine Verfahrensweise für diesen Fall 
vorgesehen hat. 

(iii) Abänderung des Artikels 27 des Statuts: 

Den Artikel 27 wie folgt formulieren: 

Die Bedingungen, unter denen der 
Minister-Aussdiuß kollektiv In den 
Sitzungen der Beratenden Versamm- 
lung vertreten sein kann, und jene, 
unter denen die Vertreter im Rat und 
ihre Stellvertreter einzeln das Wort 
vor Ihr ergreifen können, werden den 
geeigneten Bestimmungen der Ge- 
schäftsordnung unterworfen, die der 
Rat nadi Anhörung der Versammlung 
festgesetzt hat. 

(iv) Abänderung des Artikels 34 des Statuts: 

Den Artikel 34 wie folgt formulieren: 

Die Beratende Versammlung kann 
zu einer außerordentlichen Tagung ein- 
berufen werden auf Initiative des 
Minister- Ausschusses oder des Präsiden- 
ten der Versammlung, die sich mitein- 
ander auch über Datum und Ort der 
Tagung geeinigt haben. 

(v) Abänderung des Artikels 38 des Statuts: 
Zum Artikel 38 einen Paragraphen e) 
wie folgt fügen: 

e) Der Generalsekretär legt auch 
dem Minister-Ausschuß eine Schätzung 
der Ausgaben vor, die die Durchfüh- 
rung jeder dem Rat vorgelegten 
Empfehlung verursachen würde. Eine 
Entschließung, deren Ausführung zu- 
sätzliche Kosten verursachen würde, gilt 
erst dann als vom Minister- Ausschuß 
angenommen, wenn dieser die voraus- 
sichtlich entstehenden Kosten gleichfalls 
gebilligt hat. 
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